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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des vierten

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zweiundvierzigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den April 1851.

Tagesordnung : Beruht des Finanzausschusses.

- - > -

Vorsitz : Präsident Kitz ; theilweise Dicepräsident Wibel.

j^ ir Sitzung beginnt um 10 ' /, Uhr , in Gegenwart deS
Staatk -MinisterS v . Buttel,  der Herren Ministeriell - Räthc
Römer , v . Eisen dechcr,Runde , KrellM MeinarduS.

Präsident : Die Sitzung ist eröffnet. Das Protokoll
der letzten Sitzung wird verlesen werden.

(Geschieht durch Schriftführer Gräpel . )
Sind Erinnerungen gegen dieses Protokoll ? — Da daS

nicht der Fall ist , erkläre ich dasselbe für genehmigt . Ich
habe zunächst folgende Eingänge anzuzeigen : 1) ein Schrei¬
ben des großherzoglichen StaatSministcriums vom 2 . April : ^

„Bei der Eröffnung des allgemeinen Landtages ist dem¬
selben bereits mikgecheill , daß Verhandlungen über einen
Anschluß an den Oesterreichisch -Prcußischen Postverein einge-
leitet und daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog hoffe,
daß das Ergebniß dem allgemeinen Landtage noch vvrgclegt
werden könne . T >a daS Fürstenthum Birkenseld bereits die
Vortheile des Postvereins - Vertrages durch seine Verbindung i
mit der Königlich Preußischen Postverwalrung genießt und i
daS Fürstenthum Lübek an die Holsteinischen Posteinrichtun - j
gen angcschloffen ist , so bezog sich jene Wiltheilung zunächst !
auf das Herzogthum Oldenburg , doch wird mit Holstein auch !
demnächst daS Fürstenthum Lübek sich dem Vertrage anzu - !
schließen haben . >

Daß der Vertrag noch nicht zum Abschlüsse gekommen >.
ist , hat zunächst in der geographischen Lage deS Herzogthums !
seinen Grund , doch hofft die Staatsregierung , daß der Post - j
vereinsvertrag bald ganz Deutschland umfassen und auch bei i
unS daS Pvstwesen vereinfachen und die Laxen erniedrigen ^

werde . ^
ES würde nun die Verhandlungen mit den betreffenden -

Poflverwaltungen wesentlich vereinfachen , wenn der allgc-
L2.

meine Landtag im voraus seine Zustimmung zu einem An¬
schlüsse an den Postvercin im Allgemeinen aussprechen wollte
und beantragt die Staatsregierung , unter ergebenster Mit¬
theilung deS Oesterreichisch - Preußischen Postvereins - Vertrags
vom 6 . April 1850:

der allgemeine Landtag möge im Allgemeinen seine
Zustimmung dazu geben , daß dem Vereine , auf der
Grundlage des am 6 . April 1850 zwischen
Oesterreich und Preußen abgeschlossenen
Postvereinsvertrages  beigetreten werde und mit
den betreffenden Postverwaltungen die erforderlichen
Verträge abgeschlossen werden.

Oldenburg , den 2 . April 1851.
Staats - Ministerium,

v. Buttel.
Mutzenbecher ."

Ich glaube , ich kann dieses Schreiben an die Abthei¬
lungen verweisen . — ES ist ferner eingegangen eine Petition
vom Hausmann Beckhusen aus Großenmeer und der Wittwe
des weiland I . H . Hullmann zu Barghorn gegen das von
der Staats -Regierung beabsichtigte Erpropriationsgesetz zum
Zwecke der Abtretung von Ländereien dieser Petenten zur
Braker Chaussee . Sie bitten den Landtag , er möge bei Be-
rathung des Expropriationsgcsctzes erwägen l ) generell , wel¬
chen Mißbräuchen raffclbe ausgesetzt sein könne , und speciell,
ob wirklich alle vorljeaenden Umstände es für angemessen er¬
achten lassen , namentlich , ob nicht eine Verständigung mög¬
lich , ob nicht eine eben so zweckmäßige oder noch zweckmäßi¬
gere Richtung das Expropriationsgcsetz ganz überflüssig ma¬
chen könne . Die Petition gelangt an den für diesen Gegen¬
stand bereits bestehenden Ausschuß . — Ich habe am Schluß:
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der letzten Sitzung vergessen, daran zu erinnern, daß nach
einer bereits am 27. März von dem Herrn Vicepräsident
erfolgten Verkündigung auch die Abstimmung über den An¬
trag des Hrn. Zedelius  in der Quotenfrage heute aüf der
Tagesordnung steht. Dann habe ich noch anzuzeigm, daß

.nach einer mir so eben vom Hrn. Regierungs-Kommissar ge¬
wordenen Mittheilung die Staatsregierung auf Ausarbeitung
der Motive bei Mittheilung der Gesetze über aufgehobene Ab¬
gabenfreiheit und aufgehobenem Mühlenbann von Seilen ei¬
nes besondern Ausschusses verzichtet hat. — Wir gehen jetzt
über zur Tagesordnung. Auf der Tagesordnung steht zu¬
nächst der Bericht des Finanzausschusses in Betreff der Er¬
klärung der Staatsregierung vom 23. März und die bis da¬
hin gefaßten Beschlüsse zum Veranschlage pro 1851.

Abg. Zedelius : Ich bitte um's Wort. — Da mein
Antrag in Betreff der Quotenfrage schon vor acht Tagen auf
die Tagesordnung gesetzt ist, so glaube ich, hat dieser die
Priorität. Ich möchte daher dem Hrn. Präsidenten  anheim-
geben, diese Sache zuerst zur Erledigung zu bringen.

Präsident : Ich habe deshalb geglaubt, eS sei zweck¬
mäßig, diesen Gegenstand zuerst zu erledigen, weil vielleicht
mehrere Herren es vergessen hätten, daß der Antrag heute
auf der Tagesordnung stände und ihn so vielleicht inzwischen
noch näher in Erwägung ziehen könnten; sonst würde aller¬
dings Zhr Antrag die Priorität haben und wenn der Herr
Antragsteller darauf besteht—

Abg. Zedelius : Bestehen möchte ich das nicht nennen,
indeß ich glaube, daß in der vorigen Sitzung die Sache von
allen Seiten genügend erörtert ist und daß es kein Bedenken
hat, den Gegenstand sogleich zur Beschlußnahme zu bringen.

Präsident : Die Priorität hat er allerdings, da er zu¬
erst aus die Tagesordnung gesetzt ist. — Ich ersuche den
Hrn. Bicrpräsidenlen, da ich mich bei der Debatte betheiligt
habe, die Abstimmung vorzunehmen.

Vicepräsident Wibel : Der Antrag, für den der Abg.
Zedelius  den Vorgang auf der Tagesordnung vor dem an¬
dern Gegenstände beantragt, war nicht zur Hand, ist aber
jetzt wieder zur Stelle gekommen und lautet:

„In Abänderung der Art. 209 und 223 des Staats¬
grundgesetzes, so weit dieselben hier entgegen stehen,
Gk-oßherzogliche Staalsrcgierung zu ersuchen, sich da¬
mit einverstanden erklären zu wollen, daß den näch¬
sten Provinziallandtagen der drei Landestheile es über¬
lassen bleibe, über die Größe der von jeder Provinz
zu dm GesammtauSgaben des Großherzogthums bei-
zutragenden Quote eine Vereinbarung zu treffen,

mit der Wirkung: daß, falls der nächste allgemeine
Landtag den gegenwärtigen Beschluß nach Maßgabe
deS Art . 242 des Staatsgrundgesetzes  wieder¬
holt, und die Staalsregierung sowohl diesem wieder¬
holten Beschlüsse des allgemeinen Landtags, als auch
der von den drei Provinziallandtagen inzwischen ge¬
troffenen Vereinbarung ihre Zustimmung ertheilt haben
würde,

alsdann vom Jahre 1852 an jede Provinz die von
den Provinziailandtagen vereinbarte Quote zu denGe-
sammtausgabcn des Großherzogthums alljährlich und
so lange zu leisten hat, bis etwa die Staatsregierung
und der allgemeine Landtag über eine anderweitige Be¬
stimmung der Provinzial-Quoten im Wege der Gesetz¬
gebung übereingekommen sein werden;

und mit der ferneren Wirkung, daß unter Voraus¬
setzung einer solchergestalt gültig zu Stande gebrach¬
ten Vereinbarung der unter Nr. 1 (der MehrheitS-
antrag) gefaßte Beschluß des allgemeinen Landtags
keine weitere Folgen hat."

Die Diskussion über diesen Antrag ist in der Sitzung
vor acht Tagen geschlossen, wir schreiten also ohne weiteres
zur Abstimmung darüber, und ich ersuche diejenigen Herren,
welche dm Antrag annehmen wollen,  sich von ihren Sitzen
zu erheben.

Er ist mit 25 Stimmen angenommen.
Wir gehen dann zum folgenden Gegenstände der Ta¬

gesordnung; ich ersuche den Hrn. Berichterstatter den Bericht
vorzutragen.

Berichterst. Tappenbeck : Wenn ich nicht irre, so ge¬
nügt zu diesem Anträge nicht die einfache Majorität, sondern
es müssen zwei Drittel, also 32 dafür sein.

Vicepräsident Wibel : Diese Bemerkung ist sehr rich¬
tig; es muß danach die Bemerkung des Vorsitzenden berich¬
tigt werden.

Der Antrag ist abgelehnt.
(Präsident Kitz nimmt den Vorsitz wieder ein.)

Berichtekst. Bargmann (verliest) :
„B e r i ch t

des Finanzausschusses in Betreff der Erklärung der Staals¬
regierung vom 23. März über die bis dahin gefaßten Land-

tagsbeschlüffe zum Voranschlag pro 1851.
Auf desfälligen Antrag deS Finanzausschusses faßte der

Landtag in der Sitzung vom 18. März den Beschluß, daß
der Finanz-Ausschuß mit dem Ministerium über das Budget,
insbesondere über die Formen, Unter denen dasselbe festgestellt
werden solle, in Conferenz zu treten habe. In der ersten
demzufolge stattgefundencn Besprechung erklärte der Ministe-
nalrath Krell,  daß das Staatsministerium ohne Weiteres
über die hieher gehörigen Beschlüsse des Landtags eine Er¬
klärung abgcben werde, welche denn auch schon äm 24. März
an den Landtag gelangte und wovon fich ein Abdruck in den
Händen der Abgeordneten befindet, deren Inhalt der Ausschuß
mithin als bekannt voraussetzen darf.

Der Ausschuß verkennt so wenig wie die Staatsitegie¬
rung die große Bedeutung, welche daö Zustandekommen eines
Finanzgesetzes für das Land haben wird, und wenn auch die
Mehrheit des Ausschusses mit der Slaatsregierung über die
aus dem Mangel desselben entspringenden rechtlichen Folgen
nicht einverstanden ist, und den Befürchtungen, welche die
Staatsregierung daran knüpft, keine Berechtigung zugesteht, so
ist nichtsdestoweniger der Gegenstand von so großer Wichtig-
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krit , daß nur die reiflichste ErwäMng den Ausschuß bei der
Kerathüng über die mögliche Befestigung der obschwebenden
Differenzen leiten durste.

Zu den einzelnen Positionen des Boranschlags übergehend,
berichtet der Ausschuß gutachtlich wie folgt: '

Zum tz. 1 . des Voranschlags.
Zu den Kosten des gegenwärtigen und des nächsten all¬

gemeinen Landtags find bereits bewilligt . . 19,400 H
Nach dem Schreiben der Staatsregierung

vom 23 . Mätz ist für die damals ferner bis
zum 1. April bestimmte Dauer veranschlagt . 2500 »
oder für 20 Tage L 125

Der Ausschuß hält dafür , daß diese Summe
für die Zeit vom 11 . März bis 1 . April eine
angemessene ist , und daß auch für die fernere
Verlängerung bis zum 12 . April täglich 125 H
oder für 12 Tage eine Summe von . . . 1500 „
vokanschläglich anzunehmen sein dürste.

Die Taggelder  für sämmtiiche Abgeordnete , Steno¬
graphen rc. belaufen sich freilich täglich aus 122 «H 12
so daß von den per Tag berechneten 125 «st zu den übrigen
Ausgaben , den Druckkosten u . s. w . wenig übrig bleiben
würde , indeß sind alle Abgeordnete nicht tagtäglich anwesend
und dann werden auch die übrigen Ausgaben , welche früher
(Stenogr . Berichte Seite 339 ) für die Zeit bis zum 11 . März
zu 2100 H vvranschläglich ermittelt wurden , bis dahin bei
Weitem nicht so viel betragen haben , wie der Ausschuß aus
eingezogcnen Erkundigungen entnehmen zu dürfen glaubt.

Der Ausschuß beantragt demnach:
der Landtag wolle außer den zu den Kosten des allge¬
meinen Landtags in diesem Jahr — tz. 1 . des Voran¬
schlags — bewilligten 19,400 ŝt annoch die Summe
von 4000 «st bewilligen . "

Präsident : Ich stelle zunächst diesen Antrag zur Dis¬
kussion . Wenn sich Niemand zum Worte meldet , schließe ich
die Berakyung und bringe denselben zur Abstimmung . Der
Antrag deS Ausschusses lautet:

„der Landtag wolle außer den zu den Kosten des all - ^
gemeinen Landtags in diesem Jahr — §. 1. des Vor¬
anschlags — bewilligten 19,400 «st annoch die Summe
von 4000 «st bewilligen . "

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich aufzüstehcn.

Der Antrag ist angenommen.
Berichters ! . Bargmann (verliest ) :
„h . 2 . ist Einvcrständniß vorhanden.
8- 3.
Da die Uebttweisung der Einkünfte des an Oldenburg

übergegangencn Vcrmvgcnk -Theits der kommende Lage an die
Ordenskaffe nach der Ansicht Der Mehrheit des Ausschusses
Nur eine vorläufige  ist , also kein-cswegs eine definitive Do¬
tation vorkiegt , so kann jene vorläufige Ueberweisung im Wege
der Gesetzgebung wieder aufgehoben werden . Da dies aber
bis jetzt nicht geschehen ist, so werden die Revenüen jetzt noch

der Ordenskaffe zu Gute kommen , hier die veranschlagte
Summe Wegfällen , und dem Provinziallandtag des Herzog-
IhumS Vorbehalten bleiben müssen , die Aufhebung der Verfü¬
gung des Großherzogs vom 19 . August 1839 im Wege der
Gesetzgebung zu erwirken.

Der Ausschuß beantragt demnach:

„Der Landtag wolle sich mit der Staatsregierüüg dar¬
über einverstanden erklären , daß die in den Voran¬

schlag aufgenommene Summe vön 1865 H wegfallen
könne . "

Präsident : Ich frage , ob sich hierüber Jemand zum
Wort meldet . Da dies nicht der Fall ist , so schließe ich die
Berathung und bringe den Antrag zur Abstimmung . Der
Ausschuß beantragt:

„Der Landtag wolle sich mit der Staatsregierung dar¬
über einverstanden erklären , daß die in den Voran¬
schlag aufgenommene Summe von 1865 H wegfallen
könne ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich aufzustehcn.

Der Antrag ist angenommen.

Berichters ! . Bargmann (verliest ) :
„tz. 5.

Wären von Seiten der Staatsregierung bei Ucbergabc
des Voranschlags oder später vor Erstattung des Ausschuß¬
berichts dem Landtage oder Ausschüsse die Mittheilungen ge¬
worden , welche bei der Berathung über diese Position in der
Sitzung vom 3 . März ( stenogr . Berichte Seite 395 ) von dem
Herrn Regierungs - Commissar gemacht sind , wie dies nach
Art . 217 . letzter Absatz des Staatsgrundgesetzes zu erwarten
stand , so würde gegen die veranschlagten Summen an sich
schwerlich monirt sein , da namentlich die Akten , die aus den
Registraturen der Oberbchörden in das Haus - und Central¬
archiv übcrsiedelt werden sollen , sicher staatliche Beziehungen
haben , wie man aus ihrem bisherigen Aufbewahrungsorte
schließen darf.

Der frühere Antrag des Ausschusses , dir veranschlagte
Summe um 100 «P zu ermäßigen , beruhte auf der Ansicht,
daß die dann verbleibende Summe zur Bestreitung sämmt-
licher Archivkosten auSreichen werde ( Stenogr . Berichte Seite
394 ), eine Ansicht , welche nach näherer Erwägung der in der
Sitzung vom 3 . März Seitens der Staatsregierung gemach¬
ten Mittheilungen und Erläuterungen aufgegeben werden
muß.

Aus diesen Gründen und bei der verhältnißmäßigen Ge¬
ringfügigkeit deS Gegenstandes beantragt der Ausschuß:

der Landtag wolle für das Archiv — tz. 5 . O . 2 . des
Voranschlags — außer den bereits bewilligten 1444 H
37 ^ annoch die Summe von 100 H bewilligen ."

Präsident : Da hierüber Riemaüb zum Worte sich mel¬
det , so bringe ich den Antrag , unter Annahme des Schlusses,
zur Abstimmung . Es beantragt der Ausschuß:

, Der Landtag wolle für das Archiv — tz. fl- l) . 2 . deö
12S*
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Voranschlags — außer den bereits bewilligten 1444 H

37 ^ annoch die Summe von 100 H bewilligen ."
Diejenigen Herren , welche diesen Antrag annehmcn wol¬

len , bitte ich aufzustehen.
Angenommen.
Derichterst . Bargmann ( verliest ) :

„tz. 8.
Bei den verschiedenen Ansichten , die zwischen der StaatS-

regierung und dem Landtage über die Frage herrschen , ob der

Staat aus der Verfügung vom 23 . Januar 1811 annoch

rechtlich zu einem größeren Zuschüsse , als die Verordnung

vom 1. November 1779 bestimmt , verpflichtet sei, möchte zur

Beseitigung der Differenz zwischen Staalsregieruitg und Land¬

tag auf eine schiedsrichterliche , eventuell auf richterliche Ent¬

scheidung der Rechtsfrage zwischen der Staatskasse und der

Wittwenkaffe zu provociren sein.
Der Ausschuß macht demzufolge folgenden Vorschlag:

1) Die Slaalsregierung , veranlaßt durch die Weigerung

des Landtags — welcher in dem landesherrlichen Rescript

vom 23 . Januar 1811 keine jetzt noch fortdauernde Verpflich¬

tung des Staats zur Zahlung der nach demselben bisher be¬

zahlten Gelder erblickt , — den bisher geleisteten Zuschuß zu

bewilligen , gicbk der Direktion der Wittwcnkaffe anheim , sich

entweder dem Ausspruch des OberappellationSgerichts als zu

ernennenden Schiedsgerichts zu unterwerfen , oder ihren An¬

spruch auf Fortzahlung der in Rede stehenden Gelder im

gewöhnlichen Rechtswege bei den Civilgerichtcn geltend zu

machen , mit dem Bedeuten , daß zwar pro 1851 der volle

bisherige Bettrag noch an dieWillwenkasse cingezahlt werden

solle , jedoch nicht unbedingt , vielmehr eine etwaige Rückzah¬

lung von dem Ausfall des schiedsgerichtlichen oder richterlichen

Anspruchs abhängig gemacht werde , daß aber die fernere

Fortzahlung derselben aus der Staatskasse nicht früher erfol¬

gen werde , als die Verpflichtung des Staats auf die eine

oder andere Weise festgestellt worden ist.

2 ) Die Staatsregierung wird ersucht , dem Landtage ge¬

genüber zu erklären , die streitigen Gelder nur dann in den

Voranschlag pro 1852 oder künftig nicht eher wieder in den

jährlichen Voranschlag aufzunehmcn , als die Verpflichtung

des Staats auf die angegebene Weise festgestellt ist, wobei es

sich von selbst verstehen würde , daß bei einer Verurlheilung

der Staatskasse etwaige Rückstände verflossener Jahre aus die¬

ser nachgezahlt werben müßten.

Dem Ausschuß scheint dies die angemessenste Weise , die

obschwebcnde Differenz , die sich wahrscheinlich bei jeder Bud-

getberathung wiederholen würde , zu erledigen , und indem er

nach den stattgefundenen Confcrcnzen erwarten darf , daß die

StaatSregierung diese Vorschläge annchmen wird , stellt er

dev Antrag:
Der Landtag wolle '

sich damit einverstanden erklären , und für das Jahr

1851 mit Einschluß der bereits bewilligten 562^

die Summe von überhaupt 2300 H bewilligen ."

Ich erlaube mir noch hier zu bemerken , daß der Aus¬

schuß vorausgesetzt hat , das Oberappellationkgencht werde es

vorkommenden Falls nicht verweigern , als Schiedsgericht ein-

zutreten.
Präsident : Wenn Niemand hierüber sich zum Worte

meldet , so bringe ich unter Annahme des Schluffes den An¬

trag zur Abstimmung . Der Antrag lautet:
„Der Landtag wolle

sich damit einverstanden erklären , und für das Jahr

1851 mit Einschluß der bereits bewilligten 562 ' /, ^

die Summe von überhaupt 2300 H bewilligen .»

Die Herren , die den Antrag annehmen wollen , ersuche

ich aufzustehen.
Angenommen.
Bcrichlerst . Bargmann ( verliest ) :

10.
Der Ausschuß kann sich auch jetzt noch nicht überzeugen,

daß unter diesem  tz . mehr als daS Gehalt deS Gesandten

und dessen Kanzlisten ausgenommen werden müssen , indem

er die Wirksamkeit des Gesandten im gegenwärtigen Jahre,

sei cs an einem auswärtigen Hofe oder einer künftigen allge¬

meinen deurschcn Rcgicrungsgewalt nur als zeitweilig eintre-

tend ansehen kann.

Indem der Ausschuß hier bemerkt , daß er unter § . 15:

„vermischte unv unvorhergesehene Ausgaben " dem Landtage

hinsichtlich der gedachten Tagegelder , Reisekosten rc. eine

Mehrbewilligung empfehlen wird , sieht er sich nicht bewogen,

beim Landtage eine Abänderung des in der Sitzung vom

6. März d . I . ( stenograph . Berichte , Seite 436 ) gefaßten

Beschlusses hier zu beantragen , stellt vielmehr den Antrag:

der Landtag wolle zu tz. 10 . des Voranschlags die

mehr geforderten 3600 Thlr . nicht bewilligen ."

Präsident : Ich bringe , unter Annahme deS Schluffes,

den Antrag zur Abstimmung . Der Antrag lautet:

„Der Landtag wolle zu tz. 10 . deS Voranschlags die

mehr geforderten 3600 Thlr . nicht bewilligen ."

Diejenigen Herren , die diesen Antrag annehmen wollen,

bitte ich aufzustehen.
Angenommen.

Bcrichterst . Bargmann ( verliest ) :

Die Bemerkung der Staatsregierung in dem Schreiben

vom 23 . März , daß 12,000 Thlr . für Reichskosten bereits

gefordert seien , hat den Ausschuß veranlaßt , von der Staats¬

regierung sich nähere Mittheilung über die bereits geforderte

Summe zu erbitten , um daraus einen Schluß zu ziehen , auf

die weitern murhmaßlichen diesjährigen Bedürfnisse , und ist

demzufolge folgende Spezifikation von Seiten der Staatsrc-

gierung an den Ausschuß gelangt:
„Zur Hcrbeischastung des unumgänglich erforderlichen

Geldes hat die BundeScentralkommission unter dem

4 . v . M . zu sofortiger Einzahlung gefordert:

1) Die ganze Dotation für die Festungen
für 1851 ( mit Einschluß des Extraor-
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dinariunrS v»n 100,000 fl. für Mainz ) 100,OM si.
— . — . — 2,030,207 p . 2 kr.

2) Vorschuß für den übrigen Gesommt-
bedarf im Allgemeinen und für die
ersten 6 Monate 1831:

a . Centralvcrwaltung . . . . 160,OM fl.
b . Marine . 750,OM fl.

2,940,207 fl. 2 kr.
Davon fallen auf Oldenburg . . . 20,607 fl . 48 kr.

oder 11,775 Thlr . 12 gr . Cour.
Weitere Supplementarkredite für die Festungen für
1841 sind besonders Vorbehalten , und ist es noch
durchaus nichr zu übersehen , waS zu 2 . noch zur Zah¬
lung kommen muß.

Aus dieser Mitlhcilung hat der Ausschuß keine Gründe
zu enlnehmen vermocht , beim Landtage eine Mehrbewilligung
zu beantragen . Es ergiebtsich daraus , daß pro 1850 nichts
nachgrfordert ist , worauf doch Seite 5 . der Bemerkungen
zum Voranschläge Rücksicht genommen wird ; ferner , daß die
ganze  Dotation für die Festungen für 1851 schon unter
den eingefordcrten 11,775 Thlrn . 12 gr . enthalten ist , und
endlich , daß diese Summe aus einem Vorschuß  zu den
Kosten der Ccntralverwaltung und der Marine für die ersten
6 Monate d. I . besteht.

Voraussichtlich ist in letzterer Beziehung für dir letzten
sechs Monate dieses Jahres eine gleich große Summe —
noch keine 4000 Thlr . — erforderlich , so daß für die vorbe-
haltencn weiteren Supplementarkredite für die Festungen für
1851 rc. von de» bewilligten 26,OM Thlr . noch mehr als
10,000 Thlr . verbleiben , eine Summe , die um so wahr¬
scheinlicher ausreichen wird , als ein Supplementarkredit dem
Wortversiande nach doch in einem geringern Berhällniß zu
dem Prinzipalen Voranschlag steht , der bei den Festungen sich
auf etwa 8000 Thlr . beschränkt.

Wenn es in dem Schreiben der Staatörcgierung vom
23 . März heißt , daß eine vielleicht über daS wirkliche Be-
dürfniß hinausgchendc Bewilligung an sich nicht bedenklich
sei, weil die Reichskosten Aufgaben seien , welche in der Größe,
wie sic verlangt werden , gezahlt werden müssen , ohne daß
die Staatsrcgicrung es in der Hand hätte , die Ausgaben zu
verringern , so ist das richtig , allein eine andere Betrachtung
bewegt den Ausschuß , die Bewilligung auf die Wahrschein¬
lichkeit zu beschranken und nicht das Reich der Möglichkeit
zu betreten . Dir einzelnen Provinzen müssen nämlich ihre
Quote der Cemralausgaben in das Provinzialbudget aufneh-
men , und dies muß die Deckungsmittel befassen , so daß,
wenn die gewöhnlichen Einnahmen an Steuern u . s. w . vor¬
aussichtlich nicht ausreichen , eine neue Steuer ausgeschrieben,
oder eine Anleihe contrahirt werden muß.

Diese Betrachtung erlaubt dem Ausschuß nicht , beim
Landtage eine Mehrbcwilligung zu beantragen , stellt vielmehr
den Antrag:

Der Landtag wolle bei seinem früher » Beschlüsse be¬
harren ."

Präsident : Ich bringe diesen Antrag unter Annahme
deS Schlusses zur Abstimmung.

Der Antrag lautet:
„Der Landtag wolle bei seinem frühem Beschlüsse be¬
harren ."

Ich bitte die Herren , die ihn annehmen wollen , auszu-
strhen.

Angenommen.
Berichterst . Bargmann (verliest ) :

12.
Der Ausschuß vermag nach näherer Erwägung den Grün¬

den nicht entgegen zu treten , welche in dem Schreiben der
Staatöregierung vom 23 . März enthalten und auS den gegen¬
wärtigen politischen Verhältnissen für die Bewilligung des
ganzen diesjährigen Gehalts deö Ministerresidenten in Wien
entnommen sind . Da indcß nach der eigenen Ansicht der
Staatsregierung in gewöhnlichen  Zeiten eine regelmäßige
Vertretung bei dem kaiserlichen Hof in Wien nicht erforderlich
ist , so wird die Staatsregierung sich in der Lage befinden,
das Mandat mir Ende dieses Jahres Anziehen zu können.

Der Ausschuß stellt demnach an den allgemeinen Land¬
tag den Antrag:

1) Das Gehalt für den Ministerresidenten in Wien
auch für die letzten 6 Monate des Jahres 1851
zu bewilligen.

2 ) die Erwartung auszusprrchcn , daß die Großherzog-
lichc Staatsregierung es nach der politischen Lage
Deutschlands zulässig finden werde , den Minister-
residenten in Wien mit Ende dieses Jahreö zu
entlassen , damit ein Gehalt für denselben im künf-
ligjährigen Voranschlag nicht wieder ausgeworsen
werde ."

Präsident : Wenn sich Niemand zum Worte hierüber
meidet , so bringe ich den Antrag des Ausschusses unter An¬
nahme des Schluffes zur Abstimmung . Der Ausschuß stellt
den Antrag:

„1 ) DaS Gehalt für den Ministerresidenten in Wien
auch für die letzten 6 Monate des Jahres 1851
zu bewilligen.

2 ) Die Erwartung auszusprechen , daß die Großher-
zvgliche Staalöregierung ^ s nach der politischen
Lage Deutschlands zulässig finden werde , den Mi-
nisterresidentcn in Wien mit Ende dieses Jahres
zu entlassen , damit ein Gehalt für denselben im
künfligjährigen Voranschlag nicht wieder ausgewor-
scn werde ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich , sich zu erheben.

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Bargmann (verliest ) :
„8 - 15.
Der Landlag hat die für unbestimmte und unvorherge¬

sehene Ausgaben im Voranschlag ausgeworfene Summe —

abgesehen von einer unbedeutenden Differenz — bewilligt,
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indeß auf diese Position eventuell die Gehalte zweier Mini-
sterialreferentcn , welche gegenwärtig als Mitglieder des StaatS-
ministeriums Functionsgehalte beziehen , falls diese im Laufe
des Jahres in ihre frühere Stellung zurücktreten , — ferner
die Tagegelder , Reisekosten rc. des Gesandten Und dessen
Kanzlisten — überwiesen . Gegen die eventuelle Ueberweisung
der Gehalte derMinisterial -Rcferenten , die möglicherweise nur
noch für einen Theil deS Jahrs hier zur Auszahlung kommen
könnten , hat die Staatsregierung in dem Schreiben vom
23 . März nichts erinnert , hält indeß die bewilligte Summe
auch dann erforderlich , wenn die Zustimmung deS Landtags

zu dem zu tz. 10 . von ihr gestellten Anträge erfolgen
sollte . Diesem Antrag der Staatsregierung ist der Ausschuß
nicht beigetreten . Unter Voraussetzung der Annahme des
Antrags zu tz. 10 . ist hier annoch zu bestimmen , um wie
viel diese Position wegen der bei tz. 10 . gedachten Tagegelder
u . s. w . des Gesandten und dessen Kanzlisten zu erhöhen
sein dürfte . Der Ausschuß schlägt vor , wegen der für das
ganze Jahr zu 3600 Thlr . berechneten Taggelder , Reisekosten
und Kanzleiausgaben die gegenwärtige Position um 2000 ch
zu erhöhen.

Der Ausschuß stellt demnach den Antrag:
der Landtag wolle zu vermischten und unvorherge¬
sehenen Ausgaben — K. 15 . — annoch die Summe
von 2000 Thlr . bewilligen . "

Präsident : Unter Annahme des Schlusses bringe ich
den Antrag zur Abstimmung.

Der Antrag lautet:
»Der Landtag wolle zu vermischten und unvorherge¬
sehenen Ausgaben — tz. 15 . — annoch die Summe
von 2000 Thlr . bewilligen ."

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich, sich zu echebm.

Der Antrag ist angenommen.
Berichterst . Bargmann (verliest ) :
„tz- 18.
Die Mehrheit des Ausschusses , (Bargmann , Böckei,

Erone , Jvens , Niebour  l . ) ist entschieden der Ansicht,
daß Oldenburg zur Kavallerie - Stellung nicht verpflichtet ist.
Sie hält es nicht erforderlich , näher in die Frage über die
rechtliche Verpflichtung Oldenburgs einzugehen , da diese in
den beim gegenwärtigen Lanotage stattgefundenen Verhand¬
lungen , in den Ausschußberichten und in der Sitzung vom
13 . Februar d . Z . erschöpfend erörtert ist.

In dieser wurde der von einer Mehrheit des Ausschusses

gestellte Antrag angenommen:
daß die Kosten der Reiterei nur bis zu dem Betrage
zu bewilligen wären , den die bundesmäßige Mehrstel¬
lung an Infanterie erfordern würde und diese Kosten !
auf die Summe von 60,000 Thlr . bestimmt.

Wenn jetzt die Staatsregierung unter dem Namen eines
Supplementarkredits die Mehrbewilligung einer Summe von
27,000 Thlr . fordert , so ist dieser Antrag nicht blos hinsicht¬
lich einer 's bedeutenden Summe von dem Landtagsbeschluffe

verschiedVn , sondern M Aussetzung der PMzipsrage würde
Mch keinen Werth mehr haben , wenn der Landtag durch die
Bewilligung deS Supplementarkredits von 27,000 Thal « ,
welche augenscheinlich ganz oder fast ganz für die Kavallerie
verwendet werden sollen , dem von ihm angenommenen Prin¬
zip schnurstracks entgegen handelt.

Obgleich die Mehrheit des Ausschusses es uNberÄntwort-
lich hält , die Bewilligung einer so bedeutenden Summe beim
Landtage zu beantragen . wo die Verpflichtung deS Landes
ihres ErachtenS nicht vorliegt , so will sic doch die Frage nicht
ganz mit Stillschweigen übergehen , ob die Aufbringung der
geforderten Summe für das Land drückend sein werde.

Eine Summe von 27,000 Thlr . ist für das Großher¬
zogthum Oldenburg , das überhaupt etwa an Steuern 1 ' /^
Million Thaler jährlich aufzubringen hat , verhaltnißmäßig
nur eine geringe Summe , allein die Betrachtung , daß daS
Land mit einem jährlichen Defizit zu kämpfen hat , — wel¬
ches im vorigen Jahre für das Herzogthum zu 200,000 H
berechnet wurde , obgleich die bisher eximirtcn Ländereien zu
dm Staatölasten neuerdings herbeigezogen waren , scheint der
Mehrheit des Ausschusses einen Antrag auf Mehrbewilligung
einer Summe , die nicht auf anerkannten Verpflichtungen be¬
ruht , zu verbieten . Es heißt in dem Schreiben der Staats¬
regierung , daß bei der im Allgemeinen günstigen Lage unseres
Landes die veranschlagten Beträge ohne Druck getragen wer¬
den können.

WaS die Fürstenthümer anlangt , so ist aus den LanL-
tagsverhandlungen über die Feststellung der Quoten zu den
Zentralausgaben bekannt , daß jene sich nicht blos über un-
verhältnißmäßige Prägravation in Beziehung auf das Her-
zogthum , sondern auch darüber beklagen , baß sie die aus den
festgesetzten Quoten sich ergebenden Summen nicht aufzubrin-
gcn vermögen und bei dem Herzogrhum Oldenburg darf nicht
vergessen werden , daß mit Ausnahme der von allen Klaffen
zu tragenden indirekten Steuer die Steuerlast fast ganz auf
dem Grundeigenthümer hastet , so baß man in der Thal nicht
weiß , ob die Fürstenthümer und namentlich Birkcnfeld nicht
mehr zu beklagen sind , weil deren Sleuerkräfte so sehr in
Anspruch genommen werden , oder das Herzogthum Oldenburg,
weil dessen Sleuerkräfte nicht gleichmäßig hcrbeigezogen sind,
wie doch das Slaatsgrunbgesetz verheißen hat.

Ueberdies darf nicht vergessen werben , daß wenn die
jetzt erhobenen Steuern nicht drückend sind , diese auch ja ein
jährliches Defizit zurücklaffen , dessen Deckung ohnehin eine
neue Besteuerung zur Folge haben muß . Mau darf nicht
schlechthin sagen , es handle sich hier um 27,000 Thaler , son¬
dern cs ist dabei zu. bedenken , daß die Militärausgaben , welche
vor dem Jahre 1831 nicht 100,000 Thlr . betrugen , von Zeit
zu Zeit so erhöht sind , daß der Landtag für das gegenwärtig«
Jahr schon 218,970 Thlr . bewilligt hat , ohne daß die Staats¬
regierung damit zufrieden gestellt ist.

Eine Mehrheit des Ausschusses (Bargmann , Böcke l,
Erone , Jvens)  stellt demnach , und zwar ein Theil dieser
Mehrheit , Bargmann und Erone,  auS obigen Gründen
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-er andete Theil , Böckel und Zvens,  weil er sich schon
früher gegen die Bewilligung der 60,000,Thir . und zu dem
angegebenen Zwecke ausgesprochen hat , — den Antrag:

der Landtag wolle den von der Staatsregierung ge¬
forderten Supplcmentarkredit von 27,600 Thlr . nicht
bewilligen . "

Berichterst . Niebour I . (verliest ) :
„Eine Minderheit (Niebour  I . ) hält mit der Mehr¬

heit die Bewilligung des verlangten Supplementarkredits von
27,000 Thlr . mit Art . 217 . desStaatSgrundgesetzes , wornach
der Voranschlag , insbesondere das „ Bedürfniß der zu machen¬
den Ausgaben Nachweisen muß " , um so weniger vereinbar,
als das Staatsministcrium weder in den Schreiben vom 23.
und 26 . März *) , noch in der vom Ausschüsse beantragten
Konferenz eine nähere Begründung der obigen Summe für
angemessen erachtet hat.

Daß die verlangte Summe zum überwiegend größten
Theile nur für die Reiterei bestimmt sein könne , wird jedoch
mit Sicherheit daraus zu folgern sein , daß gegen die vom
Landtage beschlossenen Ermäßigungen beim Stabe , bei der
Infanterie und Artillerie , welche zusammen überhaupt noch
nicht 10,000 Thlr . betragen , zum Thcil von Seilen der
Staatsregierung gar kein Widerspruch erfolgt ist . '

Die Minderheit glaubt nun in Bezug auf die Ausgaben
für die Reiterei lediglich auf dem Boden der Beschlüsse vom
13 . Februar d . I . beharren zu müssen , wornach die Bewilli¬
gung einer runden Summe von 60,000 Thlr . zunächst in
dkm Beschlüsse begründet wurde:

„daß die Kosten der Reiterei nur bis zu dem Betrage
zrr bewilligen sind , den die bunsesmäßige Mehrstellung
an Jnfantrie erfordern würde ."
Da aber zugleich die damalige Mehrheit des Ausschusses

in ihrem Berichte nachzuweisen suchte , daß mit Bewilligung
der obigen Summe die Reiterei auf einem Bestände erhalten
werden könne , der emstweilen zur Fortbildung der Vorgesetz¬
ten sowohl als auch der Mannschaft einigermaßen genügen
möchte , so glaubt die Minderheit aus dem Umstande , daß seit
jenem Beschlüsse und bis zu endlicher Feststellung des dies¬
jährigen Budgets nahe zu 2 Monate verflossen sein wer¬
den , eine verhältnißmäßige Nachbcwilligung gerechtfertigt zu
finden.

Der Beschluß vom 13 . Februvr ermäßigte die Ausgaben
für die Reiterei für einen Zeitraum von 10 Monaten um
ca . 37,000 Thlr ., so daß monatlich etwa 3700 Thlr . erspart
werden mußten . Nachdem jetzt indeß beinahe weitere 2 Mo¬
nate verflossen find , ohne daß mit den Ersparungen begonnen
ist, wird , wenn die Staatsregierung nicht über den Sinn des
Beschlusses vom 13 . Februar d. I . hinaus beschränkt werden
soll , eine Nachbewilligung von 7100 Thlr . ** ) nur konsequent
erscheinen und beantragt daher die Minderheit:

' ) Der fragliche Passus Viehs Schreibens lautet : „ lieber diese Der-
theilung schon jetzt spezielle Auskunft zu geben , ist jedoch nicht thunlich ."

"j Der hiernach verbleibende Fehlbetrag von 19,600 Rthlr . an dem

-io durch Beschluß vom 13 . Kbr . d .. Z , für vjeKostcn
-er Reiterei bewilligte Summe von 60,000 Thlr . wird
auf 67,400 Thlr . erhöht . "

Berichterst . Zedelius (verliest ^ :
„Eine andere Minderheit ( Z e-de li u S ) kann sich den obi¬

gen Anträgen nicht anschließen ; sie hat sich vielmehr bei der
Beurtheilung der vorliegenden Fmanzsrage und ihrem des-
fallsigen Anträge nur von nachstehender Auffassung leiten
lassen:

1) So sehr es auch zu beklagen ist , daß das Großher-
zogliche Staatsministerium sich von per Ansicht nicht zu tren¬
nen vermocht hat , es sei Oldenburg unter den gegenwärtigen
politischen Verhältnissen Deutschlands zu strengerer Erfüllung
seiner Verpflichtungen in Beziehung auf das Militär verbun¬
den , als sie vor dem Zahre 1848 geübt ward , und so sehr es

2) auch zu wünschen gewesen wäre,  daß das Großher¬
zogliche Staatsministerium sich im Stande gesehen hatte , den
Voranschlag der Milikärausgaben für das laufende Zahr auf
ein solches Maß zu beschränken , welches weniger , als jetzt der
Fall ist , der nothwendigen Förderung dringender materieller
Interessen dcS Landes die erforderlichen Mittel zu entziehen
gedroht hätte,

so kann die Minderheit doch, in weiterer Erwägung , daß
3) unter den gegenwärtigen Finanzverhälmiffen des Groß-

hcr -ogthums eine Nichtbcwilligung der fraglichen Summe
doch schwerlich ihre Verwendung ausschließen würde ; und

in der vollen Ueberzeugung , baß
4 ) die an die Nichtbewilligung sich knüpfenden Folgen,

insbesondere die weitere Hemmung der Provinzialgesetzgebung
dem Lande Nachlhcile bringen werden , welche tiefer und
dauernder empfunden werden , als der jetzt für das gegen¬
wärtige Za !,r verlangte Aufwand von 27,000 Th >r . , wonach
das gesammte Militärbudget sich auf 274,000 Thlr . stellen
würde,

nur den Antrag empfehlen:
der Landtag bewilligt die begehrten 27,000 Thlr.

Je nachdem der Antrag der Mehrheit oder einer der
Anträge der Minderheiten zum Beschlüsse erhoben wird , er¬
zieht sich an Ausgaben für das Bundeskontingent (tz. 18 .) ,
nach Abzug der Milrtäremnahmen , in Uebereinstimmung mit
der von der StaatSregicrung dem Schreiben vom 23 . März
d. I . angelegten Zusammenstellung , die Summe von 248,870
Thlr . 1,68 Gr . over nach Antrag der ersten Minderheit
256,370 Thlr . 1,68 Gr . oder nach Antrag der zweiten Min¬
derheit 274,000 Thlr.
Bargmann . Böckel . Crone . Zvens . Niebour I.

Zedelius ."

verlangten Supplementar -Kredit von 27,000 Rthlr . würde , da für ver¬
kaufte Trupp -Pserde der Reiterei nichts in Einnahme gestellt ist , allein
uiw mehr als vollständig durch Verminderung des Bestandes um 100
Pferde und Reiter gedeckt werden können . — Das Pferd nur zu 80 Rthlr.
veranschlagt , jgeben 100 Pferde eine Einnahme von 8000 Rthlr . , wäh¬
rend an Rationen und durch Beurlaubung von 100 Reitern während 8
Monaten pro Reiter und Pferd 128 Rthlr ., zusammen also 128,000 Rthlr.
zu ersparen find.
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Präsident : Ich stille diese Anträge zur Diskussion . —

Zunächst hat der Herr Regierungs - Kommissar Meinardus
das Wort.

Reg .-Komm . Meinardus : Die Skaatsregierung , m . H,

hat in ihrem Schreiben vom 23 . d . M . die äußerste Grenze

bezeichnet , bis zu welcher eben in ihrer Forderung für das

Militärbudget zurückzugehen eS ihr möglich erscheint , auS wel¬
chem Grunde sie sich denn auch außer Stande sehen würde,

den Antrag des Abg . Niebour  anzunehmen.
Abg . Schmedes : Die Staatsregierung erklärt sich in

ihrem Schreiben vom 23 . März bereit , die sämmtlichen Mili-

tär -Budget -Positionen so anzunehmen , wie sie vom Landtage
in dessen Sitzungen vom 3 . und K. vorigen Monats scstge-

sicllt wurden und darauf hin denn auch doS Finanzgesetz zu

verkündigen , wenn der Landtag seinersetS der StaatSregierung
noch einen Supplementarkredit von 27,000 Thlr . bewilligen

und dieselbe ermächtigen will , von dieser Summe je nach Be-

dürfniß für die einzelnen Positionen verwenden zu können.
Die StaatSregierung wird also mrineS Erachtens der Mei¬

nung sein , daß sie mit dem vom Landtage bereits bewilligten
Voranschlag von reichlich 255,000 Tblr . dem Bevürfniß fürs

Militär nicht genügen kann — ich sage , die Staatsregierung

wird der Meinung sein, ich setze das nur voraus , denn , wie

auch schon im Bericht des Ausschusses angcdeutet ist, in dem
Schreiben vom 23 . März ist Nichts davon enthalten . Wenn

nun das Schreiben der StaatSregierung vom 23 . v . M.

durchaus keine Begründung enthält für die Forderung dieser

27,000 Tblr ., so ist ebensowenig darin der Nachweis vorban¬
den , daß daS Bedürfniß dieser Summe vorhanden ist und

ich glaube , der Landtag würde doch wobl zunächst diesen
Nachweis des Bedürfnisses für nöthig halten , wenn er sich

veranlaßt finden soll, dem Lande auch diese Milikärsteuer noch

auszulegen . Nach alledem , m . H . , was in unserem konstitu¬
tionellen Oldenburg schon Znkonstitutionelles von Seiten der

Staatsregierung vorgekommen ist , dürfte uns diese inkonsti-
tutionelle Forderung der 27,000 Thlr . auch nicht sehr über¬

raschen , wenn hier nicht ein besonderer Fall vorläge , daß
nämlich daS Ministerium , indem eS diese Forderung dem

Landtage stellt , damit gegen die klare , deutliche Bestimmung

deS Staatsgrundgeletzes verstieße . Der Art . 217 . des StaatS-

grundgesehes sagt nemlich : daß bei allen Ausgaben das Be¬
dürfniß derselben nachgewiesen werden muß ; auch in dieser

Hinsicht kann ich mich auf Den Bericht des Ausschusses be¬

ziehen , der auch hierüber etwas erwähnt hat . Sollte die
StaatSregierung nun vielleicht diesen Art . 217 . des Staats-

grundgesctzeS bei Aufstellung ihrer Forderung ganz vergessen
haben ? Das ist möglich ; wenigstens scheint mir eine wiche
Voraussetzung die für die Staatsregierung günstigste , denn
wenn das nicht wäre , so könnte man nicht anders , man müßte

annehmen , die StaatSregierung hätte wissentlich gegen das

StaatSgrundgesetz verstoßen . Ich sagte vorhin , das Schreiben

der Staatsregierung vom 23 . März enthielte gar keine Be¬

gründung der Forderung deS Supplementarkredits ; da habe
ich mich aber unrichtig ausgedrückt , ich wollte sagen , eS ent¬

hielte keine stichhaltige Begründung , denn Gründe sind aller¬

dings im Schreiben angegeben ; diese Gründe sind aber so

wunderbarer Art , wie sie noch wohl nie in einem konstit.

Staate von einem Ministerium einer Volksvertretung gebracht
worden sind . Erlauben Sie mir , m . H . , auf diese Gründe,
die im Schreiben vom 23 . März näher enthalten sind , näher

«inzuqehen , und sie Ihnen in der Kürze vorzuführen , erlauben
Sie mir deshalb auch , einen Theil deS Schreibens vom 23.

März vorzulragen . Nachdem die Staatsregierung in ihrem

Schreiben zunächst hervorgehobcn hat , welche Bedeutung eS
für daS Land habe , ein Finanzgesetz zu erhalten , fährt sie

ferner fort wie folgt:

»Ein mit einem Finanzgcsctz verbundener Schluß deS

allgemeinen Landtags ein regelmäßiger Verlauf der Verhand¬
lungen hat unter den gegenwärtigen Umständen aber eine noch

größere , eine allgemeinere Bedeutung , indem dadurch allein

eine weiter gesicherte Grundlage für unsere Staatsverfassung
gewonnen wird , für deren Befestigung es wesentlich darauf

ankommt , über die nächste Gegenwart hinaus zu gelangen.
Denn man darf sich nicht verhehlen , daß wenn bei der jetzi¬

gen Lage der Dinge kein Finanzgesetz zu Stande kommt,

wenn mithin ein Konflikt nochmals zu Erschütterungen füh¬

ren sollte , für das Land und die Verfassung die nachtheiligsten

Folgen zu befürchten sind , die möglicherweise ihre Wirkungen
selbst auf Gesetze äußern können , welche zur Ausführung deS
StaarSgrundgesetzeS erlassen sind " u . s. w.

Was will die StaatSregierung damit jagen ? M . H .,
wenn mir dieser Passus des Schreibens nicht ganz unver¬

ständlich fein sollte , so kann ich ihn nur so auffasscn : daS

Land bedarf nethwendig eines Finanzgcsetzes , das Land muß

nothwendig den Schluß des allgemeinen Landtags haben,

sonst riskirt das Land , dir ganze Verfassung nicht allein zu
verlieren , sondern auch noch alle die Gesetze , die bereits in

Folge des StaatsgrundgesetzeS erlassen sind . M . H . , wer

sollte unS denn unsere Verfassung nehmen 2 DaS könnte doch

nur die Gewalt wun . Die Gewalt aber ruht bekanntlich

hier in unserem Lande in der Hand des Staatsoberhauptes.
Daß aber unser Großherzoq , der die Verfassung mit uns ver¬

einbart hak, der eidlich gelobet hat , sie heilig und treu zu be¬

wahren , daß der uns die Verfassung wieder nehme , m . H .,

daS mag wohl Niemand von Ihnen befürchten und ich glaube,
wir sind auch noch in der glücklichen Lage , daß wohl Keiner

im Lande sich dies bis jetzt als möglich , oder mehr noch , als
wahrscheinlich wird gedacht haben . Wenn aber hiernach von

Innen uns keine Gefahr droht für unsere Verfassung , so kann

ich noch weniger glauben , daß von Außen uns Gefahr drohen

sollte , wenn unser Staatsoberhaupt sie heilig und treu zu
wahren und zu schirmen ernstlich beflissen ist. Auf keinen

Fall wird eS aber äußeren Gewalten darauf ankommen kön¬

nen , ob daS Oldenburger Volk sein diesjähriges Finanzgesetz
um einige Tausend Thaler höher oder niedriger har , das wird

ihnen ganz gleich sein.

Ueber den Passus deS Schreibens vom 23 . März , daß
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bei der sonstigen allgemeinen glücklichen Lage unseres Landes

— so ungefähr , glaube ich , heißt rS — die veranschlagten

Beträge ohne Druck getragen werden können , hat der Finanz¬

ausschuß sich auch schon verbreitet , jedoch hat er Eins nicht

hervorgehoben , waS ich noch kurz berühren möchte . ES mag

allerdings richtig sein , ich will daS zugeben , daß die Steuern
von den wohlhabenden Steuerzahlern des Landes ohne Druck

getragen werden können , aber , m . H . , ich möchte daran er¬

innern , daß unter diesen Steuerzahlern die größte Anzahl sich

befindet , die nicht wohlhabend ist , und ich kann eS Ihnen

versichern , daß der größte Theil den Druck der bisherigen

Steuern schon recht zur gefühlt hat . Wenn aber unser Mi¬

litär - Budget noch einige Jahre in solch üppigem Anwachse

begriffen ist, und anhält , wie bisher , wie namentlich seit 1831,

dann , m . H . , können wir ganz ruhig sein , da wird die Zeit

bald kommen , wo auch die jetzt wohlhabenden Steuerzahler

den Druck recht merklich verspüren werden . Doch dem sei,

wie ihm wolle , hier kommt eS nur darauf an , ob das Land

Oldenburg verpflichtet ist , gegenwärtig der StaatSregierung
noch eine Summe von 27,000 Thlr . zu bewilligen , ohne allen

Nachweis der Nvthwendigkeit , das ist hier m . E . die Haupt¬
frage . Wenn nun auch gar kein Nachweis von der Noch

wendigkeit der 27,000 Thlr . geschehen , wenn auch die Staats¬

regierung sich nicht veranlaßt gefunden , anzugebcn , wofür sie

die 27,000 Thlr . gebrauchen will , so ist es doch auch mir

mit dem Ausschuß ganz unzweifelhaft , daß daS Geld außer

den bereits vom Landtage bewilligten 60,OM Thlr . noch für

die Kavallerie verwendet werden soll . Es fragt sich also ganz

einfach darum , m . H . , ob wir noch 27,OM Thlr . für die

Kavallerie bewilligen wollen . Ob Sie das können , und dem¬

nach wollen , LaS muß ich Ihrem Ermessen anheim geben;

ich kann und will eS nicht , ich habe bereits am 13 . Februar

die äußerste Grenze des Möglichen beschritten , indem ich da¬

für stimmte , daß unter Offcnhaltung der Rechtsfrage für die

Kavallerie 60,000 Thlr . zu bewilligen seien . Ich konnte daS

auch nur thun , ich konnte diese Abstimmung nur verantwor¬

ten , weil ich davon ausging , daß , wenn die Kavallerie ein¬

ginge , die an die Stelle der Kavallerie eintretende Infanterie

auch eben so viel kosten würbe , wenigstens hatte man die

Sache so berechnet ; weiter aber zu gehen , als das Land ver¬

pflichtet ist, Geld zu bewilligen , namentlich für die Kavallerie,

die in Oldenburg nicht für ein Heil gilt und nie gelten wird,

dazu , m . H . , habe ich kein Mandat erhalten . Das Wort,

m . H . , waS der Abg . Böckel am 13 . Febr . hier in diesem

Saale sprach , was Ihnen noch erinnerlich sein wird , dahin

lautend : wenn Sic den Provinziallandtag erkaufen wollen,

dann stecken Sie einfach die Hand in die Tasche oder viel¬
mehr in den Beutel VeS Landes , und fragen Sie die Regie¬

rung , was kostet der Prvvinziallandtag?
M . H . , daS Wort hat bereits seine Antwort erhalten,

ohne daß die Frage von Ihnen gestellt ist . Das Ministerium

hat eine Forderung gestellt , es thut es billig , es fordert nur

27,OM Thlr . Ich gebe über die rechtliche Verpflichtung deS

Landes hinaus und noch dazu für solche unnütze Sache , aber
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keine 27 Thlr . für den Provinziallandtag , denn , m . H - , ich

kann nicht annehmen , daß unS der Provinziallandtag etwas

nützen wird mit diesem Ministerium . Wenn auch das Mi¬

nisterium guten Willen haben sollte , waS ich auch bei einem

Theile desselben wenigstens gern glaube , so haben wir doch

gesehen , und ist mir dies namentlich bei den Budgetverhand¬
lungen klar geworden , daß daS Ministerium machtlos ist, daß

es keinen Einfluß hat , und also auch dem Lande nichts nützt.

Daher , m . H ., gebe ich nichts auf den Provinziallandtag mit
diesem Ministerium . Was haben wir auch mit diesem Mi¬

nisterium erreicht bisher ? Ich behaupte : nichts ! Denn die

Gesetze , die wir erhalten haben , sind nicht nach dem Willen

des Landtags , ja in manchen Fällen nicht einmal nach dem

Willen dreier Landtage geschaffen worden , sondern einfach nach

dem Willen des Ministeriums . Nur in einer Sache hat das

Ministerium von jeher Kraft gezeigt , nemlich bei derKavalle-

riefragr , da ist es wirklich kräftig von jeher aufgetreten;

wollte Gott , daß es nur halb soviel Energie gezeigt hätte für

die wirklichen Interessen des Landes , es stünde dann wahrlich

besser im Lande Oldenburg und eS hätte sich den Dank des
Volks verdient.

M . H ! Ich will Sie nicht länger aufhalten , ich will

nur noch kurz anführen , daß ich mit der Ausschußmehrheit

stimmen werde , weil ich es dieses Mal nicht nur für Recht,

sondern , weil ich es auch nach dem Staatsgrundgesetze für

nothwendig halte , und sollten dann auch wirklich die im

Schreiben vom 23 . März angedeuteten Gefahren für das Land

Oldenburg entstehen , waS ich jedoch nicht hoffe und auch nicht

glaube . M . H . , wenn sie aber dennoch kämen , mich träfe

dieserhalb keine Verantwortung , da ich mit dieser meiner Ab¬

stimmung dem Staatsgrundgesetze , meinen Wählern und mir

selbst treu bleibe . Möge das Gewissen der Minister nie

schwerer belastet werden durch die Forderung der 27,000

als das ineinigc durch die Verweigerung derselben!

Präsident : Ich glaube , m . H . , eS wird zweckmäßig
sein, wenn wir in Gemäßheit tz. 23 . der Geschäftsordnung mit

den Rednern , hie für und gegen  sprechen wollen , abwcch-

seln ; ich bitte daher die Herren , die sich zum Worte melden,

mir zu bemerken , ob Sie für oder gegen  sprechen wollen,

soweit Sie eS nicht bereits bemerkt haben . Es hat zunächst

das Wort der Abg . Klävemann.

Abg . Älävemann : Wenn ich das Wort ergreife , meine

Herren , um Ihnen den Antrag der Minderheit Zedeliuö

zur Annahme zu empfehlen , so kann ich daS nicht , ohne zu¬

gleich den Klagen von ganzem Herzem mich anzuschließen,

welche die genannte Minderheit in ihrem Berichte ausgespro¬
chen hat , darüber , daß eine im Verhältnisse zu den früheren

Militäi -AuSgaben so enorme Summe , wie der gegenwärtige
Militär -Aufwand erfordert , der nvlhwendigen Forderung drin¬

gender materieller Interessen entzogen und — in meinen Au¬

gen wenigstens — das kann ich nicht leugnen — zum größ¬

ten Theile ganz nutzlos verwendet wird . Denn welchen Nutzen

m . H - , haben wir von dieser so bedeutenden Militärstellung?

Bedürfen wir derselben zu polizeilichen Zwecken , zur Sicher-
IM
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hcit des Landes ? Ich glaube nicht . Ungeachtet , daß daS
Militär wirklich vorhanden ist , so wird es doch nicht dazu
verwendet . In Brake und Barel leben Tausende von Arbei¬

tern , deren Sache völlig auf Nichts gestellt ist , die , wenn
irgend eine Veranlassung sich dazu bietet , jeden möglich groß¬
artigsten Exzeß begehen können . Wir haben die Beispiele
gehabt in Barel und auch in Brake . Dessenungeachtet liegt
kein Militär in Brake und auch nicht in Barel . Auch ist

kein Militär nach diesen Orten zu bringen , wie ich wenigstens
für Brake auS Erfahrung weiß . Was aber vorzugsweise
die Bedeutung des Militärs bei politischen  Bewegungen,
wenn das Feld der Thatcn betreten wird , anlangt , nun , m.

H . , zur Bändigung der Revolution werden wir diese mehre¬
ren Bataillone wohl auch nicht nöthig haben . Wer könnte

das nur glauben ? Ist doch niemals auch nur ein einziger
Mann in diesem Sinne bei uns verwendet worden ! Oder

sollen wir Militär halten , um andere Länder pacisiciren zu
helfen ? Ich glaube nicht , daß man uns dazu jemals affor-

dern wird . Oesterreich und Preußen , wie Figura zeigt , kön¬
nen allein sehr wohl damit fertig werden . Und ein Glück

für uns , wenn man uns nicht gebrauchen will und kann bei
dergleichen Pacisicalionen , wie sie in Schleswig -Holstein und
Kurheffcn beliebt worden sind von denen , welche gegenwär¬
tig allein die Macht haben . Was bleibt dann übrig ? Wir
sollen uns im Stande befinden , im Fall eines Bundeskrieges

zur Verlhcidigung des Vaterlandes unsere Pflicht thun zu
können . Nein , m . H ., wir sind , mein ' ich, zur Zeit des Krie¬

ges gegen die französische Wewaltherrschast damit nicht in
Rückstand verblieben , obgleich wir damals nicht so vorbereitet

waren , als wie jetzt , und schon 30 Friedensjahre lang uns
stets vorbereitet halten , und gegenwärtig ganz besonders.
Aber , wird gesagt , wir haben uns nach der Bundeskriegsver-
fassung einzurichten . DaS ist wohl richtig . Ader wer ist,

wenigstens gegenwärtig , der uns in dieser Beziehung so scharf

krntrolircn würbe ? Es würde wohl nicht so streng gegen uns
verfahren werden , wenn wir , nachdem wir unsere Kraft für

die Kriegführung in SchleSwig -Holstein bereitwilligst — leider
ganz nutzlos — verwendet haben , nun zur Beförderung un¬
serer materiellen Interessen etwas an den militärischen Leistun¬
gen zu ersparen suchten.

Aber dennoch , m . H . , muß ich Ihnen den Antrag der
Minderheit Zedelius  zur Annahme dringend empfehlen,

der dahin gehr , daß wir die geforderte Summe zu bewilligen
keinen Anstand nehmen dürfen . Meine Gründe dafür sind

folgende . Sie wissen , m . H . , daß das Ministerium die Be¬

willigung dieser 27,000 Thlr . zur KabinetSfrage gemacht hat.
ES schein ! wenigstens so. Ich wollte,  es wäre nicht der
Fall . Nehmen wir also an , das Ministerium , wie doch möchte

als möglich angesehen werden dürfen , träte ab , falls die Be¬

willigung nicht erfolgte . Was ist dann die weitere Folge
dieser unserer Verweigerung dieses verlangten Supplemcntar-
Krediis ? Zunächst , daß der allgemeine Landtag , nun schon

zum vierten Male versammelt , und niemals zum Schlüsse ge¬

kommen , wiederum auch jetzt , und fürs Erste noch nicht zum

Schluffe gelangen würde , und zwar deswegen , weil am
Schluffe deS Landtags daS Finanzgesetz verkündet werden soll,
dessen Zustandekommen eben verhindert sein wird , wenn wir

diese Bewilligung versagen . Der Art . 218 . des Staatsgrund-
gesetzcs sagt : „ Der vom Landtage bewilligte Voranschlag bil¬
det die Grundlage des demnächstigen Finanzgesetzes , welches
mit Beziehung auf diese Bewilligung vom Großherzoge beim
Schlüsse des Landtags  verkündet wird .» Dieser Arti¬
kel, m . H ., wird , wie Ihnen bekannt ist, verschieden ausgelegt.
Die Staatsregierung ist der Ansicht , cs müsse danach eine
Vereinbarung  über daS Budget stattsinden , auf dessen

Grundlage daS Finanzgesetz z : erlassen sei , wie es ja einer
solchen Vereinbarung über jedes  Gesetz bedürfe , also auch
über das Finanzgesetz . Viele Mitglieder des Landtags dage¬
gen sind der Meinung , daß der Art . 218 . in diesem Sinne
nicht verstanden werden könne , weil er alsdann wider daS

konstitulionelle Prinzip verstoße . Sie nennen diese Auffas¬

sung des Art . 218 . einen Unsinn und sind der Ansicht , daß
die Regierung schon jetzt wie immer das Finanzgesetz zu er¬
lassen hätle lediglich nach Maßgabe deS vom Landtage einsei¬
tig festgestelltcn Voranschlags . Was mich betrifft , so ist meine
Ansicht über diese Frage die folgende . Allerdings wäre es
inkonstitutionell und siebt auch nicht in unserer Verfassung,

daß jeder Landtag mir der SlaatSregierung das Budget zu
vereinbaren  habe . Das wäre kein Steuerbewilligungs¬
recht , wie es uns die Verfassung wirklich gegeben hat in einem
andern Artikel . Das wichtigste Bollwerk der konstitutionellen
Freiheit , daS Steuerbewilligungsrecht , würde sich in unserer
Verfassung nicht finden , wäre dem so, daß das Budget ver¬
einbart  werden müßte , nicht vom Landtage einseitig  fest¬

gestellt werden könnte . Aber bei dem ersten Budget , m . H .,
liegt die Sache ganz eigenthümlich . Nämlich nur für die
Zukunft  ist das Steueibcwilligungsrccht durch die Verfas¬

sung gegeben und nur unter der Voraussetzung,  daß
einmal ein Landtag zum Schluß komme und in Folge dessen
ein Finanzgesctz erlassen worden ist . Bis zum Schluß deS
Landtags gestattet der Art . 219 . des Staatsgrundgesetzes Abs.
2 . die bestehenden Slcuern und Abgaben fortzucrheben . ES
heißt daselbst wörtlich : »Die bestehenden Steuern und Ab¬

gaben sind längstens bis zum Schluffe des nächsten Landtags
fortzuerheben .« Ist aber erst einmal ein Landtag zum Schluß
gekommen , und ein Finanzgesetz einmal erlassen , so gestaltet
sich die Sache so, wie im Art . 219 . Abs . 1 . vorgeschrieben ist.
Es heißt daselbst : „ Wenn nach Ablauf der Bewilligungszeit

daS Zustandekommen eines neuen  Finanzgesetzes auS dem
einen oder anderen Grunde sich verzögert , so dürfen die für

den ordentlichen Staatsbedarf bewilligten Steuern und Ab¬

gaben noch sechs Monate hindurch  forterhoben werden.
In diesem Artikel , m . H . , ist nun daö Steuerbewilligungs¬
recht allerdings im vollen Maße gesichert . Der Landtag hat
eö allein in der Hand , das Budget sestzustellrn . Lediglich,
wie eS der Landtag alsdann einseitig festgestcllt hat , ist die

Staatsregierung gcnvthigt , eS dem von dieser zu erlassenden
Finanzgesetze zum Grunde zu legen ; denn sie kann sonst gar
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kein Finanzgssetz erlassen; und in diesem Falle, d. h. wenn
kein neues Finanzgesetz erlassen wird, so laufen die Steuern
nur noch6 Monate lang und die Regierung würde festtreiben,
das Geld würde ihr ausgehen.

Meine Deduktion ist also diese: DaS verfassungsmäßige
Steurrbkwilligungsrecht ist durch die Verfassung selbst, den
Art. 218., an die Bedingung geknüpft, daß zunächst mal ein
Landlag zum Schluß komme und in Folge dessen ein Fr-
nanzgesctz erlassen werde'. So lange bas Finanzgesetz nicht
erlassen ist, ist das Steuerbewilligungsrecht nicht lebendig,
kann nicht ausgeübt werden, ruht gewissermaßen, wird nicht
wirksam. Im klebrigen: dis zum Schluffe des Landtags
können die bestehenden Sleuern und Abgaben fvrtcrhoben
werden (Art. 219. Abi. 2.). Die Regierung ist also nicht
eben in Verlegenheit, wenn kein Landtag zum Schluffe kommt,
wenn ste nur sich so einrichtet, daß sie nicht mehr Geld ge¬
braucht, als regelmäßig einkommt, und keine neuen Steuern,
keine Mehreinnahme nöthig hat. Und mit den jetzigen Ein¬
nahmen wird sie sich behelfen können. Die Staatseinnahmen
haben sich vermehrt um so viel, als die Adelig-Freien jetzt
zu bezahlen oder mehr  zu zahlen haben, als früher seit Er¬
lassung deS Staatsgrundgesetzes. Hierzu kommen die Ein¬
nahmen für Ablösung der Berechtigungen des Staats . Das
dringt schon etwas. Dann können ja auch Ersparungen
gemacht werden, die man freilich vielleicht nicht beim Militär
zweckmäßig findet, vielmehr an dem Aufwande, welcher zweck¬
mäßig verwendet werden möchte zu Beförderung materieller
Interessen, zu Chausseen, Kanälen, Hafenbautenu. s. w.

Wenn nun die Sache jo steht, m. H. , können Sie als¬
dann noch zweifelhaft sein, mit allen Kräften dahin zu stre¬
ben, daß der Landtag endlich einmal zum wirklichen Schlüsse
gelange? Der ordnungsmäßige Schluß deS Landtags aber
wird erfolgen, wie ja nicht zu bezweifeln steht, sobald über
daö Finanzgesetz eine Vereinbarung staklfinder. Diese Verein¬
barung ist bedingt durch dir Bewilligung deS Supplementar-
Krediis von 27,000 Thlr. , welche das Ministerium noch for¬
dert vom Landtage. Eine weitere Differenz ist ja nicht mehr
vorhanden. Können Sie noch zweifelhaft sein, diese 27,000
Thaler zu bewilligen?

Ich habe bisher nicht davon gesprochen, daß der Schluß
des Landtags zugleich die Bedingung ist für daS Zustande¬
kommen der Prvvinziallandtage. Aber ich kann darüber hin¬
weggehen; ein Zeder von Ihnen, m. H., fühlt und weiß, wie
nothwendig eö ist, daß endlich einmal die Prsvinziallanbtage
zu Stande kommen. Dennoch achte ich diese Nothwendigkeit
gering gegen die Nothwendigkeit, daß wir jetzt— in der 11.
Stunde noch— das im SlaatSgrunbgesetze nur unter einer
Bedingung  gegebene Steuerbewilligungsrecht uns sichern.
Meine Herren, eS ist uns nicht gesichert, ist gegenwärtig nicht
vorhanden, wie ich schon oben gesagt habe. Ich habe aber
auch schon angeführt, daß darüber eine Verschiedenheitder
Ansichten ist, und ich weiß sehr wohl, daß Viele von Ihnen,
m. H-, anderer Meinung sind, als ich über den Inhalt deS
Art. 218. Aber Sie werden mir zugeben, daß die Sache

wenigstens zweifelhaft  ist , und daß die Lösung der
Zweifel, wenn wir sie hcrbeiführen wollten, uns Müder nur
in neue Wirren und Weiterungen bringen, den Gang unserer
Fortentwickelung immer wieder aufS Neue hemmen und Alles
wieder ins Unbestimmte hinausschieben würde. Besser, m.
H-, wir kommen in gütlicher Verständigung über diese Frage
hinweg. Sic wissen nämlich, m. H. , ich stehe mit meiner
Ansicht nicht allein. Sie wissen, daß die Staatsregierunz
im Sinne dieser Ansicht auf den vorigen Landtagen bereits
wirklich sogar verfahren  hat , und auch ohne daß Wider¬
spruch von Seiten des Landtags deswegen erhoben worden
wäre. Bei solcher Auslegung des Staatsgrundgesetzes nun
wäre es möglich, wenn wir noch länger säumen, daß unö
daS Steuerbewilligungsrecht überhaupt gar nicht zu Theil
würde, daß eS uns ganz vorenthalten bliebe. Und was ist
eine Verfassung werth ohne das Steuerbewilligungsrecht. Die
Reaktion erstarkt täglich, m. H., und greift immer weiter um
sich. Nach der gedachten Auffassung liegt nämlich die Sache
wirklich so konstitutionell-verkehrt, d. h. eben bis zum Schluß
deS Landtags, daß ich nicht wüßte, was man widerspreche»
sollte, — d. h. nach dem Buchstaben der Verfassung, nicht
nach konstitutionellen Prinzipien — wenn der berufene Land¬
tag vertagt wird, sodann ausgelöst, dann neue Wahlen aus¬
geschrieben und wenn alSdann dem neu zusammentretenden
Landtage gesagt würde: „Wir sind erfreut, m. H., Sie wohl
zu sehen; bemühen Sie sich nicht weiter: in etwa 6 —8
Monaten sehen wir unS wieder." Meine Herren! Von der
gegenwärtigen, auch im Prinzips konstitutionellen Skaatsregie-
rung — ich behaupte bas , der vorhin vom Abgeordne¬
ten Schmedes  ausgesprochenen entgegensrehmdcn Ansicht
gegenüber— ich sage von unserm gegenwärtigen auch im
Prinzipc konstitutionellen  Ministerium haben wir das
nicht zu erwarten. Aber ich warne Sic vor dem zukünf¬
tigen.  Es könnte doch auch hier  so kommen, wie cs in
den meisten übrigen deutschen Staaten bereits gekommen ist.
Könnte nun, m. H. , diese Erwägung Gie nicht veranlassen,
sich für die Bewilligung der geforderten 27,000 Thlr. zu ent¬
scheiden, so frage ich Sie : Wenn  Sie die Bewilligung ver¬
weigern wollten, zu welchem Ende würde daS von Ihnen
doch nur geschehen können? — Doch wohl nur zu dem Ende,
damit das Geld nicht verausgabt  würde . Denn ich
wüßte nicht, aus welchem andern Grunde Sie die Ausgaben
könnten verweigern wollen. Vielleicht weil Sie keinen
Rechtsgrund  finden können für diese Forderung? Ader
wir haben, mein' ich, nur zu prüfen, was politisch klug
ist, nichts anderes. Sie werden auch nicht anders veksahren
wollen, als nach Ihrem politischen  Ermessen. Die Prin¬
zipien sind in der Politik schon häufig Steine deS Anstoßes
gewesen, und ich glaube, auch hier könnten wir darüber stol¬
pern, wollten wir uns nicht darüber hinwegsetzen. — Also
zur Ersparung des Gelbes  würden Sie die Ausgaben
verweigern rvollen. Glauben Sie aber, m. H., daß die frag¬
lichen Ausgaben nicht doch stattfrnden werden, wenn wir
sie auch nicht bewilligen. — Sie wissen, m. H. , daß die
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Staatsregicruug über dir Erfüllung der militärischen Bundes¬
pflichten andere Ansichten hat als der Landtag , und daß das
gegenwärtige Ministerium zur Erfüllung dieser Verpflichtungen
die Verwendung der noch geforderten 27,000 Thlr . für un¬
umgänglich erforderlicherklärt hat . Oder daS eigentlich nicht;
eS glaubr , an dieser geforderten Summe vielmehr noch Er¬
sparungen machen zu können . Glauben Sie nun , m . H .,
daß ein folgendes Ministerium geneigter sein werde , sich mit
geringeren Mitteln zu behelfen , um diese sog . Bundespflichten
zu erfüllen , als das gegenwärtige , welches im Laufe des ver¬
gangenen Sommers bedeutende Reduktionen an dem damali¬
gen Militärbestande durchgesetzt hat , gegenüber den militäri¬
schen Wünschen , gegenüber allen in militärischer Hinsicht gegen
die neue Formation hervorgehobencn und geltend gemachten
Bedenken ? Ich weiß nicht , ,m . H - , ob Sic das von dem
zukünftigen Ministerium auch nur im Geringsten erwarten.
Ich meinerseits trage mich nicht mit dieser Hoffnung , ich
erwane das nicht von dem Ministerim der Zukunft , das ich
mir überhaupt ganz anders konstruirt denken muß , als die
demokraiische Tagesliteratur sich dieses Ministerium der Zu¬
kunft kürzlich vorgcstellt hat.

Ich rathe Ihnen , m. H ., bewilligen Sie diese geforderten
27,000 Thlr.

Zwei Schlußsteine fehlen noch unserer Verfassung : die
Ausscheidung des Kronguts und das Finanzgcsetz . Ich hoffe,
m . H ., daß auf diesem Landtage noch beide Schlußsteine ge¬
legt werden sollen , daß die Ausscheidung des Kronguts voll¬
zogen werde , damit die Domänenfrage ihren Abschluß bekommt
und daß das Finanzgesetz zu Stande komme , damit dem
Lande Oldenburg das Steuerbewilligungsrechr gesichert werde,
dieses wichtigste Bollwerk konstitutioneller Freiheit.

Präsident : Es hat jetzt der Berichterstatter der Minori¬
tät , Nicbour ! . , das Wort , um in Bezug auf seinen An¬
trag eine Erklärung abzugebcn.

Bcrichrerst . Niebour I. : Zn Folge der Erklärung des
Staatsministeriums in Bezug auf meinen Antrag finde ich
mich veranlaßt , denselben zurückzuziehen.

Abg . Mölling : „Nur 27,000 Thlr . , m. H . Und um
diese 27,000 Thlr . wollen wir eine neue Differenz mit dem
Ministerium ?" — Der Ruf bat allerdings viel Schein für
sich , aber wie schwer fallen diese 27,000 Thlr . ins Gewicht,
wenn Sie erwägen , unter welchen Umständen und zu welchen
Zwecken sie gefordert werden ! Wenn ein Mann sein Fenster
öffnet und 27 Grote aus dem Fenster wirft blos zu seiner
Lust und seinem Vergnügen — die Umstehenden werden
sagen : der Mann ist ein Narr . Ist es denn hier viel An¬
ders ? Waö kommt dem Lande von den 27,000 Thlrn . zu
Gute — und wer würde denn eine Differenz wollen , wenn
sie dem Lande irgend zu Gute kämen , wenn ein Stück
Chaussee , ein Arbeitshaus oder Krankenhaus , irgend eine
gemeinnützige Anstalt dafür erhielte ? — Aber Nichts von
von alledem : die ganzen 27,000 Thlr . werden in den Schlund
hineingeworfcn , der mit unersättlicher Habgier daS Wohl der
Völker verschlingt — in den Militärstaat . Die Staatsregie¬

rung sagt in ihrem Schreiben : „ sie ist in der diesseitigen
Militarorganisation auf eine 1 */ , prozentige Kontingentslcistung
zurückgcgangen und bei dieser unter Anwendung aller Vor¬
schriften der BundeSkriegSverfaffung stehen geblieben ." Gut,
wir haben uns selbst auf diesen Boden gestellt , wir haben
unS auf diesem Boden mit der Regierung vereinbart . Unser
Finanzausschuß hat in Beziehung auf daS Militär auf Grund
der Bundeskriegsverfassung seine Berechnungen vorgclegt,
diese Berechnungen sind von der Staatsregierung nicht wi¬
derlegt , so müssen diese 27,000 Thlr . jenen Boden überschrei¬
ten . So steht diese Behauptung in Widerspruch mit der For¬
derung der 27,OM Thlr . , wir verlieren so den Boden , den
wir haben , den Boden der Kriegsvcrfassung , wir werden
bodenlos , wenn wir den Antrag bewilligen , wir haben kein
Recht mehr unter uns , Sie würden über ihr Recht hinaus-
gehen durch die Bewilligung.

Sie sehen im Schreiben , wie man in bunter Verwir¬
rung durch einander sich kreuzend , bald von dem Beschluß
der Nationalversammlung oder der Centralgewalt , bald von
dem Bundeskriegsrechte spricht . Als die Staatsregierung die
Kavallerie wollte , bezog sie sich auf den Bundesbeschluß von
1848 . Da mußte man zugestehn , daß dieser Beschluß in
die BundeLkriegsverfassung eingrcife , daß er sie verletzt habe.
Hernach bezog man sich auf die BundeSkriegSverfaffung , als
man die Präsenzzeic der Provinzen der Präsenzzeit in dem
Herzogthum gleichstellen wollte . Da zog man den Bundes-
bcschluß von 1841 aus den vermoderten Archiven des Bun¬
des hervor , um einen Beschluß durchzuführen , der nie leben¬
dig gewesen ist. Auf solchen verschiedenen Rechtsbodcn läßt
sich nicht unterhandeln . Die Staatsregierung sagt in ihrem
Schreiben weiter : „ in dieser abwartenden Stellung ist cs auch
begründet , daß die Staatsregierung hat Bedenken tragen
müssen , die uns durch den Beschluß von 1848 rechtsverbind¬
lich überkommene Reiterstellung wieder ganz eingehen zu las¬
sen." Da haben wir den dritten Rechtsboden . Er heißt:
„die abwartende Stellung ." WaS heißt eine abwartende
Stellung ? Kann man nicht auch ohne Kavallerie Stellung
abwarlen , oder wenn wir abwarten wollen,  brauchen wir
dazu drei Schwadronen ? So gerathcn wir aus einer Ver¬
wirrung in die andere ; und wenn endlich die Staatöregierung
sagt , daß sie die rechtliche Verbindlichkeit des Beschlusses der
Nationalversammlung von 1848 nach wie vor anerkennt , so
muß ich gestehen , daß mich diese Anführung mit Staunen
erfüllt hat . War cs denn nicht damals die Centralgewalt,
die die Reichsverfassung publizirte ? Wer war es , der von
dieser Reichsvcrfassung wieder abflel , als die Staalsregierung?
Und wenn die Staatöregierung jetzt noch auf diese Anerken¬
nung sich beruft , so möchte ich daS Ersuchen an die StaatS-
rung stellen , dem Herrn Eisendecher  das Mandat mitzu¬
geben nach Dresden , dem Fürsten Schwarzenberg offen und
frei zu erklären , daß unsere Staatsregierung die Centralge¬
walt noch anerkenne . Ich glaube , der Herr Bevollmächtigte
würde dann nicht eine Stunde länger dort verweilen . Oder
ich möchte die Staalsregierung ersuchen , dem Herrn Obersten



Moöle in Berlin diese Mission zu erthrilen. Er würde dann
mit ganz andern Augen vom Herrn Minister Manteuffel an»
gesehen werden, als er jetzt angesehen wird. Aber mit Ent¬
rüstung hat es mich erfüllt, daß man sich jetzt noch auf die
Centralgewalt beruft, blos um von dem Lande den letzten
Tropfen zu gewinnen, den es übrig hat, um den alten Lasten
noch neue hinzuzufügen. Mit Entrüstung hat es mich erfüllt,
daß man sich hier im Innern noch auf die Centralgewalt
beruft, die man nach Außen nie anwendet, die im Augenblicke
kein deutscher Staat mehr anerkennt. Hält man uns denn
wirklich für so kurzsichtig, daß man glaubt, wir würden unS
durch solche Scheingründe täuschen lasten? M. H., die Zeit
ist eine schauerliche, die kein Recht, kein Gesetz achtet, die
Gesetz und Recht nur so deutet, daß es zu persönlichen
Zwecken paßt. Warum sagt man unS denn nicht die Wahr¬
heit? Keine äußere Gewalt verlangt die Stellung der Kaval¬
lerie. Oestreich und Preußen haben mehr zu thun, als sich
um unsere Militärwirthichast zu bekümmern. Ich habe mir
sagen lassen, in Bremen hat man das Militär beurlaubt, so
daß nur wenige Mann geblieben sind, die Bürgerwehr be¬
zieht die Wachtposten. Lübeck hat die Kavallerie wieder ein¬
gestellt; ein Beweis, daß die Gefahr von Außen nicht da
ist, das Verlangen liegt in uns , es kommt allein aus unS
selbst heraus. Es ist die Leidenschaft; die Leidenschaft, die
alles Gefühl für das Wohl und Wehe des Volks verloren
hat, die Leidenschaft, die nur ein Ziel kennt: Soldaten und
nichts wie Soldaten; die Leidenschaft, die Oldenburg zum
klrinpreußischen Militarstaat machen will. Diese Leidenschaft
ist es allein, dir uns immer neue Militärlasten aufbürden
will. M- H-, es war einmal ein König im Alterthum, der
hatte eine große Leidenschaft nach Gold und richtete die Bitte
an die Götter, sie möchten Alles, was er berühre, zu Gold
machen: die Götter erhörten seine Bitte und alö er die Speise
nahm, war die Speise Gold und er mußte elendiglich in sei¬
nem Golde verhungern; und so wird es unfern Regierungen
auch noch gehen. In ihrer blinden Leidenschaft nach Militär,
dir Nichts mehr will und Nichts mehr kennt, als Militär,
werden sie unter ihrer Leidenschaft für das Militär zu Grunde
gehen.

Und nun noch ein Wort an Sie , m. H. Hat einer
von Ihnen von allen 4S hier die Uebcrzeugung, daß wir
rechtlich verpflichtet sind, die 27,000 Thlr. zu geben? daß sie
etwas anderes sind als weggeworfmes Geld? — Der Abg.
Schmedes  hat schonhingewiesen auf das Staaisgrundgesetz,
er hat schon auScinandergesetzt, daß das Bedürfniß nachgewie¬
sen werden müsse. Das Bedürfniß ist nicht nachgewiescn
worden. Es hat keiner von Ihnen eine andere Ueberzcugung,
als daß das Geld nutzlos verschwendet wird und Sie wollen
es weggeben? ES kann nicht oft genug wiederholt werden,
daß seit 1831 das Militärbudget auf 200,000 Thlr., zuletzt
auf nahe an 300,000 Thlr. gewachsen ist. Sie wissen, ein
Defizit von 200,000 Thlrn. soll gedeckt werden. Sie wissen,
wir haben den Rechtsboden der BundeSkriegSverfassungder
Staatsregicrung cingeräuml. Sie steht nicht mehr darauf.

Was bewegt Sie denn, die 27,000 Thlr. zu bewilligen?
Nichts weiter als dir Kvnfliktensurcht, nichts weiter, als das
Zustandekommen der Einrichtungen, welche man für das
Wohl des Landes am besten hält; aber, m. H., was sagt
die Staatsregierung selbst darüber? Sie sagt, daß cs vor
allen Dingen zu einer Verständigung kommen müsse, damit
nicht abermals die Hoffnung auf ein Finanzgesetz, auf den
Provinziallandtag, und die sich daran knüpfenden Folgen
getäuscht werde. Nun , was steht hier, m. H. ? Hoffnung
und nichts als Hoffnung. Es mag sein, daß die Hoffnung
aus ein Finanzgesetz nicht getäuscht wird. Sic haben auch
Hoffnung auf den Provinziallandtag, aber was ist eine Hoff¬
nung? Ist eine Hoffnung schon die Erfüllung? Wenn die
Staatsregierung versprochen hatte: wenn diese Forderung be¬
willigt wird, so soll der Provinziallandtag am 1. Juni oder
am 1- Juli zusammenberufen werden. Das wäre Etwas,
aber jetzt haben wir Nichts als fernes Aussehen. Und wenn
nun dieser Provinziallandtagnicht zusammenbcrufen wird,
wenn unS die Hoffnung läuscht, wenn die 27,000 Thlr.
weggezebcn sind, und wir erhalten demungeachtet keinen Pro¬
vinziallandtag, würden wir dann nicht Reue fühlen müssen
über unfern Leichtsinn, der mit dem anvertrauten Gelde des
Volkes so leichtsinnig umgeht und so uygerechr wirthschastet?
Und, m. H-, wir haben Anzeichen, daß der Provinzialland¬
tag nicht zusammenkommt. Sie kennen das Gesetz über die
neue Organisation der Behörden. Bei dieser ganzen Bcra-
thung ist kein Wort vom Ministertische gefallen. Es scheint
hieraus, als wolle man sich nur gegen das Volk das Ansehn
geben, das StaatSgrunbgesetz auszubauen; man hat aber
weder die Gcmeindeordnuug, noch die Kreisordnung vorgelegt,
welche ja eben so gut hätten vorgslegt werden können. Alle
diese Anzeichen scheinen wenigstens der Hoffnung cntgegcnzu-
stehen. Gesetz; aber auch, der Provinziallandtagkäme zu
Stande , wenn dann sich der Abgrund vor Ihnen öffnet,
wenn Sie Alles für das Militär geopfert sehen, wenn Sie
Nichts übrig finden für die materiellen Interessen, und um
das Defizit zu decken, Anleihen und Steuern bewilligen
müssen, können Sie dann sagen: ich war ein getreuer Ver¬
treter des Volks? Können Sie verantworten, daß Sie bloS
des Provmziallandtagswegen diese Summe geopfert haben?
Sie wollen Gesetze haben? — wohl, wir bedürfen die Gc-
meindcördnung, unsere Justizverwaltung muß neu orgamsirt
werden; gewiß Jeder von uns wünscht das Zustandekommen,
aber nur unter einer.Bedingung, daß der Wohlstand des
Landes nicht ruinirr sei; und wenn wir noch so viel Gesetze
und neue Einrichtungen hätten, sic nützen uns nichts, wenn
wir bas Land an den Bettelstab bringen und wir sind auf
dem besten Wege dazu. — Sie wissen, das Ansehen des
Landtags ist schon untergraben; Sie wissen, die 27,MO Thlr.
kann kein Recht, kann kein Bedürfniß, keine Noth des Lan¬
des fordern — Sie wissen, wenn Sie die 27,000 Thlr. be¬
willigen, Sic haben keinen Halt mehr, kein Ziel, keine
Grenze. — Wissen Sie , was morgen kommt, was morgen
von Ihnen gefordert wird? Denken Sie an jene Gothaer,
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für daS Hinausschieben bis an die äußerste Grenze konstitu¬
tioneller Möglichkeit keinen besseren Grund anzugeben , als
die Staatsregierung müsse die Zeit benutzen, um die wichtigen
Vorlagen für den Landtag zu vollenden . Nun , meine Herren,
wir haben gewartet , daS Land blieb ruhig , obgleich , wie Herr
Klävemann  sagte , in Brake und Varel kein Militär stand,
blieben auch die Bewohner dieser Orte ruhig , welche nach
seiner Angabe vor Allen zu Aufruhr und Händeln geneigt
sein sollen.

Das Land wartete und wartete . Der Generallandtag
kam, aber, meine Herren , da ging daS Warten erst recht los,
da haben wir gesessen in diesem Saale und haben gewartet,
wir sind spazieren gegangen auf den Straßen und haben ge¬
wartet , die Vorlagen der Staatsregierung waren nicht fertig,
die wichtigste von Allen , das Organisationsgesetz , wurde erst
gedruckt , nachdem der Landtag schon eine Reihe von Sitzun¬
gen gehalten hatte und Tag aus Tag verging , ehe die Drucke¬
rei damit fertig wurde und der Landtag kostete während dessen
täglich iLOTHlr . und der bloße Druck dieses verspäteten Ent¬
wurfs hat also dem Lande mehr als tausend Thaler gekostet.
DaS , meine Herren , sind die Zeichen des Eifers für Vorbe¬
reitung ker zum Ausbau der Verfassung erforderlichen Gesetze.
Als der Landtag noch nicht wieder zusammen getreten war,
als der Oktobermonat herankam , wo er hätte zusammentreten
müssen , - wenn er nicht auch noch das Experiment der Auf - I
lösung , daS schon oft versuchte und nie gelungene , zu über- i
stehen gehabt hätte — als diese Zeit heran kam , hörte man !
viel Geschrei davon , welche herrliche Sache und große Wohl-
that das Organisationsgesetz sein würde für das Land Olden¬
burg . Nun , meine Herren , ich bestreite das wahrlich nicht.
Die Verfasser dieses Werkes würden sich um Oldenburg großes
Verdienst erworben haben , wenn sie diese neue Organisation
durchführen wollten , aber ich muß freilich hinzufügen : — und
könnten.

Ich zweifle an de idem!  ES waren , wie gesagt , Viele,
die sich >m vorigen Sommer auf das herrliche Werk sehr
freuten und hofften , daß es in der stillen Muße der sechS-
monatlichen LandtagSvcrtagung fertig und lebenskräftig ge¬
macht werden würde . Aber nachher kam eS anders . AIS der
Entwurf erschien , da entstand über ihn ein großes Geschrei,
die ganze Büreaukralie stand dagegen auf . Nun entsank der
Muth ! Wie bald hörten wir nicht sagen : Dem Ministerium >
liegt wenig an der Organisation , Ihr könnt demselben keinen !
besseren Gefallen thun , als wenn Ihr den Entwurf von der
Hand weiset . Das Ministerium , setzte man hinzu , wenn es
an die Ausführung käme , kann  vielleicht auch nicht , und
darin hatte man meiner Uebcrzeugung nach vollkommen Recht.
Gestehen Sic , meine Herren , eS müßte eine hohe Begabung
der Einzelperson dazu gehören , um , wenn man weder im
Landtag die Majorität haben kann , noch bei Hofe Anhang
und Stütze , in dieser schwebenden Stellung als Minister ir¬
gend bedeutenden Einfluß zu haben . Meine Herren ! Der
Landtag wäre , daS wissen Sie , bereit gewesen , eine breite
Stütze dem Ministerium zu gewähren , so breit , als rin deut¬

scher Landtag im kleinen Staate sie geben kann , der Landtag
wäre bereit gewesen , die sicherste Stütze zu geben in jedem
Falle , wo man beantragt hätte Dinge , die zum Wvhle deö
Landes gereichen ; und wenn daS Ministerium nicht 27,00V
Thaler fordert , sondern 127,000 Thaler zur Beförderung einer
Anstalt des materiellen Wohlstandes des Landes , wir würde«
sie mit Freuden bewilligen ; aber , meine Herren , wann hat
dieses Ministerium dergleichen beantragt ? für Reitsoldaten und
dergleichen Dinge haben wir nichts übrig.

Der geforderte Supplementarkredit wäre zudem offenbar
nichts als ein reines Vertrauensvotum . Ich will daher nicht
auf die Frage zurückkommen, die angeregt wurde , ob Art . 217.
des StaatSgrundgesetzes eS zuläßt , daß eine so allgemeine
Bewilligung geschehe. Der Landtag hat schon 60,000 Thlr.
für die Reiterei bewillig ! , ohne besonderen Nachweis des Be¬
dürfnisses . Er hat sich dabei diesen Nachweis selbst gegeben.
Diejenigen , die dafür stimmten , hatten nämlich die Ueberzeu-
gung , die Infanterie würde eben so viel kosten und man gab
daS Geld hin , mochte es verwendet werden für Fußgänger
oder für Leute, die auf Pferden sitzen. Diese Reiterei ist den¬
noch augenblicklich ein Gegenstand deS Wunsches und d«S
Begehrens geworden . Wir haben Petitionen eingehen sehen
aus Städten , welche sehnlichst wünschen , sic bei sich zu sehen.
Meine Herren ! diese Erscheinung könnte uns , die wir über
die Sache lange schon verhandelt haben , und deshalb ein we¬
nig mehr befähigt sind, unter die Karte zu sehen, als Andere,
lief betrüben . Die zwei Petitionen aus Jever und Wildes¬
hausen , mir haben sie einen wahrhaft rührenden Eindruck ge¬
macht . Ihr guten , treuen Staatsbürger , in welchem Jrrthume
feid Ihr noch befangen ! Ihr glaubt noch , eS sei daran ge¬
legen , das beste Unterkommen für diese Waffengattung aufzu-
sinden , sie dahin zu verlegen , wo sic gut und weich gebettet
wäre , damit sie erstarke und Kräfte sammle und vermehre zur
Bcrtheidigung deS Vaterlandes ? Ihr wißt also noch nicht,
welchen Werth sie har als Augenweide der Residenz und daß
sie der Sattel ist , auf dem eine Partei Junker zu Offiziers¬
rang sich herauf schwingen will . Wie weil entfernt liegt noch
dieser kindliche Glaube der Bewohner jener Städte von den
Realitäten , mit denen wir cs hier un Landtage zu thun ha¬
ben und darum auch begreifen , wenn unsere Beschlüsse im
Lande nicht immer verstanden werden , und darum nun auch
ganz begreifen , wenn auch das,  was heule die Majorität be¬
schließt , vielleicht im Lande ganz anders ausgelegt wird , als
wir erwarten möchten . Aber das kümmere uns nicht . Meine ^
Herren ! man hat meiner geringen Person dir Ehre angrthan,
mich recht oft in den Landtag zu wählen und ich Hab- schon
oft , wenn ich gestimmt hatte , viel Widerspruch erfahren müssen
von denen , die mich gewählt , wo ich am wenigsten eS erwar¬
tet hätte . Aber ich habe auch die Freude und Genugthuung
gehabt , den Spruch bewährt zu sehen : die Wahrheit bleibt
oben ! und es ist vergeblich gewesen , was man an Drohungen
anwandte , welcher Lug und Trug in diesem Saale getrieben
wurde , um Abstimmungen hervorzurufen , die dem Lande nur
Schaden und Verderben gebracht haben würden . Möge das
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heute auch wieder der Fall sein, mögen wir Beschlüsse fassen,
die wir verantworten können , wie , vor unserm eigenen Ge¬
wissen , so vor dem Lande und seiner Zukunft , selbst wenn
diese wie der wilde ,Stier einbräche , wir halten ihm den Schirm
unseres guten Rechts entgegen . Aber getrost können wir auch
darauf bauen , cs wird sein , wie beim Ministerium Schleifer,
als dieses abtrai — die nach diesen kommen , eS wird ja auch
mit ihnen umzugehcn sein!

Abg . HLiner : Meine Herren ! Nur wenige Worte für
den Antrag der Mindcrheil ZedeliuS.  Ich will nicht wie¬
derholen , waS bereits für den Antrag gesagt worden ist , ich
möchte nur ein paar Gesichtspunkte hervorheben , die bis jetzt
noch nicht beachtet worden sind . Meine Herren ! Diejenigen
von Ihnen , welche früher die 60,000 Thlr . bewilligt haben
und crwa geneigt gewesen sind , für den so eben zurückgenom-
mcnen Antrag des Abg . Nicbour  1 . zu stimmen , mögen
doch bedenken , daß sie zu beachten haben , daß der Unterschieb
zwischen dem Niebvur ' scheu und dem Zedeli uS ' lchen
Antrag pr . Kopf höchstens 5 Grote autzmachr , nur 3 Grote,
nicht 8 . Aber , meine Herren , die vorliegende Frage hat nicht
sowohl eine finanzielle Bedeutung , alS eben eine politische.
Meiner Ansicht nach sagt die Staatöregierung in ihrer Er¬
klärung gewiß mit Recht , wenn bei der jetzigen Sachlage kein
Finanzgesetz zu Stande kommt , wenn ein Konflikt nochmals
zu Verwickelungen führen sollte , daß dann für das Land die
nachtyeiligsten Folgen entstehen würden . Ich glaube , die
Staatsregicrung hat sehr recht , die Gefahr droht nicht von
innen oder gar vom Großhcrzog , die Gefahr droht von Dres¬
den her . Meine Herren ! Der Abg . Mölling  sagte vor
einiger Zeit : In Dresden wird jetzt ein höllisches Gebräu
fabrizirt . Meine Herren ! der Abg . Mölling  hat recht , denn
wo die Diplomaten allein , wie in Dresden , über die Freihei¬
ten und Rechte der Völker entscheiden , da ist von jeher das Recht
und die Freiheit des Lölkes mit Füßen getreten worden . Wenn
die Diplomaten über nichts einstimmig werden können , darin,
meine Herren , sind sie gewiß einig , daö Recht und die Frei¬
heit des Volks zu verachten sei , und sie werden sich sicher
nicht lange besinnen , wenn in öffentlichen Blättern bekannt
gemacht wird : hier in diesem Saale hat man die Ausgaben
für das Militär nicht bewilligt , dafür zu sorgen , daß die Ver¬
fassung einstweilen suSpenrirt werde . Meine Herren ! Eben
weil die Diplomaten allein die Rechte des Volks in DreSden
entscheiden , kann cö nicht fehlen , daß Bestimmungen getroffen
werden , wogegen über kurz oder lang das deutsche Volk sich
auflehncn muß und auflchnen wird . Aber , meine Herren,
wenn dann bas deutsche Volk in die Nothwcndigkeit versetzt
wird , nochmals lein Recht , seine Freiheit zu erkämpfen , so
wird dieser Kainps ein weit blutigerer , ein viel tiefer in alle
Verhältnisse eingreifender werden , alS der Kampf von 1848.
Darauf verlassen Sie sich. Dieser Kamps wirb dann auch
nothwendig unser engeres Vaterland berühren , und da denke !
ich - meine Herren , ist es unsere heiligste Pflicht , zu rechter s
Zeit dafür zu sorgen , zu rechter Zeit die Reformen eintreten !
zu lassen , damit die versetzten Stürme , die überall in Deulsch-
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lanv wervmrege werden , gelinde , möglichst gelinde über unser
engeres Vaterland hinweg gehen , wie sie auch im Z . 4848
ziemlich gelinde darüber hinweggegangen sind , und dazu , meine
Herren , sollten wir die Hand nicht bieten , dazu nicht ein
Opfer bringen ? — Ich , meine Herren , ich kann das nicht
unterlassen und ich glaube , sehr Viele von Ihnen können das
nicht unterlassen . Meine Herren ! Ich weiß lehr wohl , es
giebl Manche , die werden fragen , und die Abgg . Mölling
und Widel  haben diese Frage bereits angeregt , ist es denn
der Staatsregierung wirklich Ernst mit den Reformen , wirk¬
lich Ernst mit dem Provinziallandtage ? Ich , meine Herren,
glaube daö . — Wäre cS aber nicht der Fall , wäre es der
Staatsregierung wirklich nicht Ernst mit einem wirksamen
Provinziallandtage , so vermag die Staatsregierung die Ver¬
antwortung zu übernehmen , nun , so mag sie das thun , ich
kann es nun und nimmer , Viele von Ihnen werden eS auch
nicht können . Meine Herren ! Ich empfehle Ihnen den An¬
trag deS Abg . ZedeliuS.

Abg . Ltndemann : Meine Herren ! Ich sehe und an¬
erkenne keinen bestehenden Bundestag , keine bestehende Bun-
deskriegsvcrfassung , keine jenseits der olvenburgischen Grenze
bestehende zwingende Gewalt , die unS das Reiterregiment
aufnöthigl . Die ganze Kävallerieverschwendung ist acht ol-
denburgische Verschwendung und gegen eine solche Verschwen¬
dung aufzulrcten , das ist dir Aufgabe , daS Recht , die beschwo¬
rene Pflicht des Landtags . Es würde auch die Macht des
Landtags sein , wenn er von Anfang an einig gewesen , wie

: er es nicht gewesen ist. Meine Herren , in diesem kleine»
Büchlein , unansehnlich aber von schwerem Inhalt , in der von
dem Landesherrn beschworenen Lersassungsurkunde lese ich
kein Wort,  daß eö erforderlich ser, das Finanzgesetz zwischen
dem Ministerium und dem Landtage zu vereinbaren , daß es
nöthig sei, diese Vereinbarung auch nur bei dem ersten Finanz¬
gesetz vorzunehmen . Die Ministerialforderung einer solchen
Vereinbarung , die Ministerialweigerung , ohne dieselbe ein Fi¬
nanzgesetz zu erlassen , die Ministerialdrohung , einstweilen , so
lange nicht vereinbart ist , die Legislatur zu suspendier »,

i und die Ministerialschreckaufstellung , daß ohne die jetzige Ver-
f einbarung unirr ganzes Verfaffungsrechc an der Frage sich
i bricht , das sind die Verfassungssünden der Minister . Eine
! längere Duldung dieser Richtung , ein Mitwirken in derselben
! wäre Mitsünde des Landtags . Uns , meine Herren , glauben
! Sie denn , daß , wenn die große poiilischc Reaclion von Oe-
s streich und Preußen , wenn die kleinliche Reaclion unseres
? Vaterlandes zur Macht kommr , — daS Wollen ist zweifellos

— jede Freiheit und damit jedes Volköglück unter
! die Füße zu treten , glauben Sic , daß Sie dieses Fatum
i und die Hüner ' schen  Phantasien von blutiger Revolution ab-
j kaufen können mit elenden 27,000 Tblr - , die hier in Frage

stehen ? Ich , m . H . , rheilc diesen Glauben nicht . Ich lheite
nicht diesen Wahn , die>e Belhörung . Welche Folge hat die
Verweigerung der 27,000 Thlr . ? Mag es sein , baß daS
Ministerium ablrikc , mag eS sein , daß Andere kommen , die
noch weniger guten Willen haben . Ich werde auch gegen

427
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Sie zur Gegenwehr mich Mil aufstellrn , ich übernehme jede
Verantwortlichkeit Mit für die Folgen , welche die Linke , ihre
und deS Landes Rechte sesthallcnd , durch ihre Abstimmung her-
vorgebrachl hat . Meine Herren , nicht erschreckt durch die
Drohung bin ich noch weniger verlockt , getäuscht durch die
Träume von ConstitutionaliSmuS , die nach der Bewilligung
dann ohne Störung forr und fort das Glück des Landes be¬
fördern werben . Ich werde gegen die 27,000 Thlr . stimmen
und Sie , m . H ., thun Sie desgleichen.

Abg . Ellerhorft . Meine Herren ! Nur wenig Worte
zur Motivirung meiner Abstimmung . Ich würde von ganzem
Herzen tief beklagen , wenn jetzt, nachdem wir so lange getagt
haben und unö so nahe am Ziele glauben , der Landtag nicht
zum gehörigen Schluß käme und der Bau unserer inneren
Angelegenheiten dadurch wieder auf die lange Bank gescho¬
ben würde . Ich Halle cs durchaus für erforderlich , daß wir

endlich ein Finanzgesetz bekommen , daß wir hiernach zu einem

Prvvinziallandtag , und so in das gehörige Geleis kommen.
Gerade das Finanzgesetz , wie auch der Abg . Klävemann
schon bemerkt hat , scheint mir der Schlußstein unserer Verfas¬

sung zu sein . Hierzu scheint mir aber , wenn wir Den An¬
trag der Mehrheit annehmcn , durchaus keine Aussicht vor¬
handen zu sein . Daher rathe ich Ihnen bringend , den An¬
trag der MinderheitZedelius anzunehmcn . Stellen wir uns
lediglich auf den Rcchtsboden , so mag allerdings die Mehr¬
heit des Ausschusses Recht haben ; ich glaube nämlich nicht , daß
die Verfügung der provisorischen Zentralgewalt von 1648,
welche uns vvrschreibt , Kavallerie zu halten , jetzt noch für
uns verbindlich ist. Allein die Gründe der Zweckmäßigkeit
und der Politik scheinen mir doch bei der vorliegenden Frage
dermaßen überwiegend zu sein , daß die 27,000 Thlr ., welche
hier in Rede stehen , durchaus nicht in Betracht kommen kön¬
nen . Freilich ist vom Herrn Schmedes  bemerkt worden,
daß ihm ein Prvvinziallandtag nichts wcrkh sei , ich kann
mich damit nicht einverstanden erklären ; für mich hat er gro¬
ßen Werth . Der Abg . Schmedes  sagt ferner , es käme nicht
daraus an , ob bas Ministerium noch ferner bleibe , oder ab¬

gehe , indem dasselbe doch nichts durchsetzen könne . Ich möchte'
aber fragen , ob er , wenn dieses Ministerium abtrilt , mir
Grund vorauSsetzcn darf , daß unter den jetzigen Verhältnissen
rin freisinnigeres , kräftigeres Ministerium zu erwarten steht?
Ich möchte das sehr bezweifeln . Der Abg . Mölling  hat
sodann noch bemerkt , daß er nur unter der Bedingung wünsche
einen Provinziallandtag zu bekommen , daß wir nicht an den
Bettelstab gebrachl würden . Meine Herren ! Ich bin der
Meinung , daß die 27,000 Thlr . dem Lande wenig oder gar
nichts ausmachen . Ich möchte also den Antrag der Minder¬
heit ZedeliuL  aus den von demselben angeführien Gründen
nochmals empfehlen.

Abg . Barnstedt : M . H . ! auch ich finde mich veran¬
laßt , Ihnen die Gründe meiner Abstimmung kurz vorzutragrn.
Das St .-M . hat ein Schreiben an den allgem . Landtag vom
23 . v . M . hervorgehoben , daß wenn jetzt nicht die Grundlagen
deS Finanzgesetzes festgesteüt werden , sehr nachtheilige Folgen

für das Land cintrelen können ; selbst die Gesetze , die bereits
zur Ausführung unseres MaatSgrundgesetzeö erlassen und
vollzogen worden seien , können dann möglicherweise in Frage
gestellt werden . ES ist dabei vom Staatsministerium dem

allgemeinen Landtag anhestn gegeben , statt der bewilligte»
248,WO Thlr . zu den Militärausgaben , 274,000 Thlr . zu
bewilligen , indem ein Supplementarkredit von 27,000 Thlr.
der Slaalsrcgierung erforderlich scheine , um die Militäraus-

gaben zu decken. Die Frage , die hier vvrlicgt , ist von hoher

Wichtigkeit , ob nämlich dem Anträge der Staatsregierung
auf Bewilligung des SubpiementarcrebitS zu willfahre :, ist,
oder nicht . Dle Gründe dafür und dawider sind von meh¬

reren Vorrednern bereits vorgebrachl . Ich habe nur wenig
hinzuzufügcn - Ich habe diese Frage gewissenhaft geprüft und
bin demnach zu der Ueberzcugung gelangt , daß dem Anträge
des Slaatsministeriums vom Landtag nicht gewillfahrt wer¬
den müsse . Die Militärausgaben in uiiscrm Staate haben
bereits eine Höhe erlangt , die es zur dringenden Pflicht macht,
auf Ersparnisse in diesen Ausgaben Bedacht zu nehmen , und
dieselbe nach Möglichkeil hcrbeizuführm . Die Summe selbst,
die von der Hohen Sraalsregierung annvch gefordert wird,
ist jedoch nur geringfügig , beträgt nur 27,000 Thlr . ; cS ist
aber aber nicht diese Summe , die den Landtag nach meiner
Ueberzcugung veranlassen könnte , den Liurag der Staatsrc-
gierung abzulehncn ; abgesehen übrigens davon , daß wenn
diese Summe zu materiellen Zwecken verwandt würde , Loch
sehr viel damit geschehen könme . Die Summe ist nicht der
Grund , der meiner Ansicht nach hier wesentlich in Betracht

kommt . Wir wollen aber auf dem Rcchtsboden stehen . Wenn
vom Abg . Ellerhorst  bemerkt ist, politische Rücksichten soll¬
ten hier vorwalten , wo es daraus ankomme , daß die Bestim¬

mungen im StaalSgrundgesctze zur Ausführung gelangen , so
kommt das meines Erachtens hier  wohl nicht >n Betracht.
Die Befürchtungen , wie sie vom Staatsimnisterium in seinem
Schreiben vom 23 . v . M . angcdeutel smv , mögen nicht un¬
begründet sein. Aber , m. H . , Befürchtungen müssen uns
nicht bewegen , von den Bestimmungen im Slaalsgrundge-

fetze abzuweichen . Möglich ist es allerdings , baß selbst un¬
sere Verfassung wieder schwinden wiro , aber kann dieS ( die
Möglichkeit  einmal angenommen ) denn die Bewilligung,
daß Willfahren deS Landtags begrünven ? — Dann nur das
Staalsgrundgesetz bei Seite gelegt und fort mit den Landta¬
gen , die dann nutzlos sind unddem Lande nur viel Geld kosten.

(Bravo in der Versammlung .) Es ist gesagt worden , daß
das Staalsministerium diese Frage zu einer Kabiwelösrage
mache . DaS ist allerdings sehr zu bedauern , wenn dies ge¬
schehen sollte , ich theile nämlich nicht das Mißtrauen
gegen unser Staatsnünisterium , wie dasselbe von mehreren der
H « ren Vorredner in der heutigen Versammlung ausgespro¬
chen ist , ich bin überzeugt , berß das SkaaksmWistcrium nach
seiner besten Ueberzcugung in allen Fällen handelt , ebenso
wie der Landtag es lhur . Aber , wie gesagt , ich kann darin
keinen Grund finden , der mich veranlassen könnte , dem An¬
träge des Staatsministeriums auf Bewilligung des Supple-



mrntarkreditS von 27,000 Thlr . zu den Militärausgaben meine
Zustimmung zu geben. Gerade die Gründe, die im Minder-
heitserachten Zedeliutz  angegeben sind, und auch die sonsti¬
gen Gründe, die von den Herren Vorrednern, welche das Mi¬
nor«ätSerachten empfohlen haben, vorgebracht find, gerade diese
Gründe haben mich in der Ueberzeugungnoch bestärkt, daß
die 27,000 Thlr. rechtlich vom Landtag nicht bewilligt wer¬
den können, denn diese Gründe sind politischer Natur . Sie
gehen lediglich auf die Befürchtung hinaus, auf weiter nichts.
Es wirb befürchtet, daß wenn das jetzige Ministerium abtrilt,
«in anderes reaktionäres wieder an besten Stelle treten möchte und
so Manches von unserer Verfassung ganz verloren gehen könnte.
Meine Herren , eS ist auch gesagt, wenn nun eine Garantie
vorliege. Vast, wenn der Landtag die 27,000 Thlr . bewilligte,
der Provinziallsndtag zusammen komme, die Gemeindcordnung,
die KreiSorvnung, die Schulordnung , alle diese erwünschten
Gesetze würben alsbald eingesührt werben, so sei die Bewilligung
schon gerechtfertigt. Wo ist aber diese Garantie ? Sie kann
vom Slaatsmintsterium beim besten Willen nicht gegeben wer¬
den. Die Garantie liegt nur m unserm Slaatsgrundgr-
setz. Das Slaatsgrundgesetz schreibt vor, jene Gesetze sollen
kommen, sie sollen  dem Lande gegeben werden. Ist Liese
Garantie verloren, w ist auch für baS Land Alles, waS daö
Slaatsgrundgesetz verheißen hat, verloren.

Abg. Bucholtz : Nachdem die hier vorliegende Angele¬
genheit, m. H-, von den Herren Vorrednern schon von so
verschiedenen Seilen beleuchtet ist, daß ich derselben keine neue
Gesichtspunkte abzugewinnen weiß, beschränke ich mich dar¬
auf, meine Abstimmung kürz zu moliviren. Ich thue dies um so
Ehr , als ich mich doch nicht der Hoffnung hingebe, daß ich durch
meine Worte irgend einen der Herren zu meiner Ansicht hcr-
überziehen kann, wenn diese nicht schon vor dem Eintritte in
diesen Saal gefaßt war. Aber auch andere werden ebenso¬
wenig solche Hoffnung hegen können, denn ich glaube, daß
die Ansichten der nrristen Abgeordneten vorher sestgestellt ge¬
wesen sind. Wer aber die Gelegenheit glaubt nicht vorüber¬
gehen lassen zu dürfen, gegen die StaatSregierung jene spi¬
tzen Pfeile abzmchicßen, die ich schon so häufig durch diesen
Saal habe schwirre,» Horen, den möchte ich doch daran erin¬
nern , daß diese Pfeile jchon ziemlich stumpf geworden sind
durch den allzuhäusigen Gebrauch. Zch schließe mich kurz
dem Votum des Abg. Zedelius  an , aus den Gründen, die
derselbe so kurz und präcis vargelcgt hat. Es giebl, m. H .,
auch >m öffentlichen  Leben Verhältnisse, wo man drän¬
genden Umständen gegenüber an seinem strengen Rechte, an
seiner Ueberzeugung Opfer bringen, wo man sich mit dem
wenigen Guten begnügen muß, damit man nicht daö noch
Schlechtere erhalle. Zch glaube, so liegen jetzt hier die Sachen.
Deßhalb halte ich cs für viel.weniger verantwortlich, den Ver-
mittelungsanlrag der StaatSregierung anzunehmen, als ihn
zu verwerfen.

Abg. Böckel : Meine Herren, selbst aus die Gefahr hin,
daß der Abg. Bucholtz glauben sollte, daß ich schon wieder¬
um abgcstumste Pfeile aus die StaatSregierung schleudern

wolle, Pfeile, die er selbst freilich oft entgegengenommrn hat,
und wo eben auch eine andere Möglichkeit vorhanden ist, als
die, daß eS an der Stumpfheit der Pfeile gelegen hat , wenn
sie nicht gesessen haben, selbst auf diese Gefahr hin muß ich doch
noch einige Worte sprechen. Wir stehen auf demselben Punkte,
auf welchem wir am 13. Februar standen, ganz aus dem¬
selben Punkte. Mit Entrüstung sehen es diejenigen, welche
sich abermals haben täuschen lassen, welche sich abermals ha¬
ben, bewegen lassen, nachzugeben, ohne vollständig nachzugr-
ben und die jetzt sehen, daß sie wieder getäuscht sind, wie sie
früher getäuscht worden sind, wo sie nachgaben, aber nicht
vollständig. ES ist jetzt dasselbe Spiel . Der Landtag bot
die Hand , bot sie immer weiter und immer weiter, man wollte
sie aber ganz haben, der Landtag sollte sich vollständig unterwerfen
und das wirb nicht geschehen. Am 13. Februar befanden wir
unö in derselben Situation , in der wir heule unö befinden,
es handelt sich lediglich um dasselbe. Der Landtag hat bis¬
her seine Ehre gewahrt und ich hoffe, er wird sic auch heute
wahren. Wir stehen aus demselben Punkte und eö handelt
sich wieder darum, zu fragen, was kostet der Prvvinziallandtag ?
nur daß noch eine neue Frage dazu gekommen ist: es handelt
sich jetzt auch darum: was kostet das Ministerium? denn eS
scheint geflissentlich verbreitet zu sein, daß wenn der Antrag
nicht angenommen wirb, das Ministerium adgehen werde.
Wenn man nun so erwägt, was eine Sache kostet, so kommt's
wohl aus den Werth der Sache an. Erlassen Sir mir aber,
m. H . , mich über den Werth des Ministeriums im Allgemei¬
nen auszusprechen. Ich will eö nicht ausrechnen, was Jeder
per Kopf für dasselbe bezahlen müßte, wie der Abg. Hüncr
Ihnen vorgercchnet hak. Es handelt sich hier nach meiner
Ansicht nicht sowohl um bas ganze Ministerium, sondern um
die Ministerien der Finanzen und des Kriegswesens, und da,
m. H., muß ich sagen, möchte es mir schwer sein, den Werth
zu bestimmen. Wett eher, meine Herren, würde ich, wenn
man vor unö träte und sagte, bewilligt 27,000 Thlr ., damit
diese Munsterien anders besetzt werden, nur Freuden diese
27.000 Thlr . bewilligen, damit in das Finanz- und Kriegö-

i wesen eine andere Wirthschast kommt. DaS , meine Herren,
! sind meine Ansichten über das Ministerium, die ich nicht zu-
s rückhalten konnte. Zch werde weiter daraus kommen, wie
i sich diese Ministerien benommen haben, naipcmlich im Mili-
? tärwesen. Man sagt unö, im Jahre 1827 habe das Mililär-
! dudgek ungefähr 100,000 Thlr . betragen, im Jahre 1836
i 126,000 Thlr . , 1846 150,000 Thlr . , 1847 181,000 Thlr.
^.DaS sagt inan, aber man weiß eö nicht gewiß, Venn bei Er-
i kundigungen im Kriegsministerium kann man keine Antwort
^ bekommen. Den 34em ist aber eine Vorlage darüber ge¬

macht worden, und da steht, daß das Militär im gewvhnli-
^ chen Friebenssuße 212,000 Ther. koste. Dies konnte das da-
i malige Ministerium verantworten; das gegenwärtige Ministe-
^ rium stellt sich, als wenn das Militär im Friebenssuße

274.000 Thlr . koste. Meine Herren, was können wir anders
wünschen, als daß wir ein anderes Ministerium bekommen?
Und daS war im Jahr 1848, wo unsere Truppen ins Feld

127»
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zogen nach Holstein , und ich glaube , sic haben eS an nichts I
fehlen lassen , und ich glaube kaum , daß jene Truppen hinter

den Truppen , wie sie jetzt da sind , zurückgestanden haben.
Das ist daS Ministerium des Kriegs . WaS das Finanzmi¬

nisterium anbetrifft , m. H - , so hängt das genau mit dem

Provinziallandtage zusammen . Man macht uns Hoffnung
auf den Provinziallandtag , und ich muß sagen , ich würde

auch wohl Hoffnung haben auf den Provinziallandtag , nur
nicht mit einem solchen Finanzministerium , da habe ich gar

keine Hoffnung . Da werden wir erst sehen , welche Un¬
ordnung , welche Verwirrung , welche Verschwendung in un¬

seren Finanzen Herrschi . Denn , m . H ., ein Finanzministerium,
waS , wie ich neulich schon einmal erwähnt habe , heute , der

4 . April ist es ja wohl , nicht einmal überschlagen kann , wie

viel aus dem vorigen Jahre übrig geblieben ist , und was in
das neue Zahr hinübergcht , ein Finanzministerium , was nicht

im Stande ist, nahe an der Mitte des April ein Provinzial-

budgel vorzulegcn , ja , m . H ., da muß ich wirklich sagen , ent¬
weder ist das Ministerium unfähig , ein solches Budget zu

Stande zu dringen , oder es hält es absichtlich zurück . Das
Eine , wie das Andere ist verwerflich , bei dem einen wie bei
dem andern Falle möchte ich ein solches Ministerium nicht

mit hinüber nehmen in den Provinziallandtag , der uns dann
von dem entsetzlichen Deficit überzeugen würde , an dem wir

jetzt Mitwirken sollen . Meine Herren , von uns wird jetzt das
Geld gefordert , 27,000 Thlr . , wir sollen sie in Bausch und

Bogen bewilligen und das Finanzministerium setzt uns nicht
im allergeringsten in die Lage , zu beurtheilen , wie die bewilligte
Summe auf daS Provinzialbudget zurückivirken , wie sich da

die Sache stellen wirb . Fragt man nach dem Bedürfniß,
dann werden einzelne Positionen vorgewiescn , die eine gewisse
Summe bilden sollen — als wenn man nicht so viel rech¬

nen könnte , daß man nicht einige Summen zusammenzahlcn

könnte , die einer veranschlagten Summe gleichkommen . Ich
hatte es durchaus für unzulässig , daß wir jetzt bewilligen,
ohne daß wir die Einnahmen der einzelnen Provinzen kennen,

und dennoch fordert man es von uns und sagt : bas müßt
ihr bewilligen oder die ganze Sache wird zu Nichts . Man
droht nun mit den äußeren Gründen , innere Gründe sind

für die Sache gar nicht vorgebrachr , innere Gründe wür¬
den vorliegen , wenn man bewilligen sollte , was

früher für das Militär bewilligt ist, innere Gründe

würden sein , wenn die Vermehrung des Militärs von wirk¬

lichem außerordentlichem Nutzen wäre . Aber , meine Herren,

der Avg . Klävemann  hat Ihnen schon auseinandergesetzt,
daß der Nutzen des Militärs sehr geringe anzuschlagen ist und

wozu diese ungeheuere Summe von 274,000 Thlr . ! Ich glaube
nicht , daß Sie es verantworten können , sic zu bewilligen.

Ja , meine Herren , was stellen Sie sich von dem Provinzial-
lanbtag vor?  ES wird so kommen , wie der Abg . Kläve¬
mann  sagt . Es werden Prinzipien da sein , an denen man
leicht Anstöße nehmen kann und über die man sich dann

hinwegsetzcn soll , sonst werden wieder Konflikte entstehen , und
wird ein Konflikt auS dem Wege geräumt , so werben dann

schon immer neue Konflikte entstehen . So wird eS bei dem

Provinziallandtage kommen , es wird auch da an Conflikten
nicht fehlen . Man wird bann sagen , wir müssen unS über

die Prinzipien , aus denen Konflikte entstehen können , hinweg¬
setzen, und es wird ein LandtagSrenncn mit Hindernissen wer¬

den sollen , cs wird dann heißen : Hier ist wieder ein Prinzip:
Hopp , Landtag , setz' über ! Damit würden wir aber nichts
erreichen . Das dürfen wir nicht zugeben , wir sind es unfern

Wählern schuldig , und wenn jetzt nichts zu Stande kommt,

so kommt beßhalb nichts zu Stande , weil die Regierung hart¬
näckig ihren Willen festhält , nicht aber , weil der Landtag das

Beste des Volkes nicht vertritt . Die SraatSregierung weiß
wohl , warum Konflikte da sein müssen ; auch bas hat uns

der Abg . Klävemann  gesagt . Meine Herren , es ist wirk¬

lich so , daß das Recht der Steuerbewilligung , wie der Abg.
Klävemann  meint , der Zukunft angehört . Sobald der

Schluß des LandiagS und das publieirle Finanzgesetz da ist
und dcr Prov .-Landlag ruhig sein gesetzliches Ende findet , dann
würde dieses Recht cintreten . Freilich , viel werth ist cö nicht,
wie wir ui Hessen gesehen haben , aber eS lriit doch ein . Aber,

meine Herren , io lange eS nicht eintritt , so lange der Landtag
nicht geschlossen wird , so lange immer wieder Konflikte da

sind , an denen die Sache zerschellt , so lange ist das Sleucr-

bewilligungsrecht nicht vorhanden . Dieses den Regierungen
sehr unbequeme Recht , so lange gehört cs der Zukunft an,

und ich mus offen gestehen , ich glaube , daß man wünscht,
daß cs der Zukunft angchöre , nicht der Gegenwart . Denn
man hat gewisse gesetzliche Formen , mit denen man sich deckt,
und unter diesen gesetzlichen Formen ist schon Vieles in un-

serm constitutionellen Staatslebcn geschehen . Das , m . H .,
sind die Aussichten , die sich daran knüpfen , ob bewilligt wird
oder nicht . Sie werden die Sache vielleicht anders ansehen,
ich kann aber nur sagen , ich weiß es nicht anders . Und denke

ich an unser Volk , das uns hergcschickt hat , so hat es uns geschickt,
seine Rechte zu wahren , und nicht sie zu vergeben . Wir müssen
eS wahren und eS wird sich zeigen , wer dann Recht behält.

Ich will nicht auf die Malerei des Abg . Hüner  eingehen.
Es klingt fast , als wenn er die Zukunft malen wolle , wie

sic einst kommen wird , wenn die Staalsregierung nie und

nimmer nachgiebt und ohne Rücksicht auf die Volksbeschlüsse
Auflagen macht , die das Volk nicht tragen kann . M . H .,
lassen Sie uns aber daran nicht Thcil nehmen ; dem Lauf der

Geschichte können wir nicht Einhalt thun ; unser kleines Land

hat auch seine Geschichte , sie ist traurig genug , lassen Sie
die Sache ablaufen , wie sie ablaufcn mag , reichen Sie nicht

Ihre Hand zum Unrecht . Verweigern Sic daS Geld zu
unnützen und verderblichen Ausgaben.

Abg . Heye : M . H . Nur rin paar Worte zur Moti-

virung meiner Abstimmung . Ich stimme für Bewilligung der

von der Staatsregierung geforderten 27,000 Thlr . , weil ick
es augenblicklich für unpolitisch halte , dagegen zu stimmen.
In Betreff der Geldfrage , glaube ich . wird hierbei lediglich

nur um des Kaisers Barl gestritten , denn ich glaube , wenn

die gedachte Summe nicht bewilligt würde , sie dennoch zur
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Ausgabe kommt . DerNachtheil , der sürS Land entsteht , wenn
abermals ein Konflikt mit dem Staatsministerium herbcige-
führt wird , ist mir viel zu groß , als daß ich ihn sollte durch
Richkbewilligung der geforderten Summe herbeiführen wollen.
Ich habe dieser Zeit Gelegenheit gehabt , mit vielen Steuer
zahlenden Wählern des Landes zu sprechen ; alle sagen , unter
den jetzigen Umständen muß die Summe bewilligt werden,
wodurch nicht verkannt wird , daß das Militärbudget für un¬
fern kleinen Staat zu hoch ist, alle betrachten die Bewilligung
der geforderten Summe als politische Nothwendigkeit und
lediglich aus diesem Grunde , m . H ., lege ich Ihnen dringend
ans Herz , stimmen Sie dafür!

Abg . Pancratz . Von den Rednern , die für den Antrag
der Mehrheit des Ausschusses gesprochen haben , ist vorzugs¬
weise hcrvorgehoben , daß das Militärbudget dem Lande zu
hohe Ausgaben auflege . Ich glaube , hierüber brauchen wir
wenig zu sagen , weil man voraussetzcn darf , daß kein Ein¬
ziger ist , der nicht die Höhe des Budgets tief beklagt . Es
ist aber von einigen auch hcrvorgehoben worden , als wenn
uns die formellen Gründe fehlten für die Bewilligung der
27 .000 Thlr . Der Abg . Barnstedt  hat hcrvorgehoben . als
wenn nach dem Staalßgrundgesetze der Grund fehlte und cs
ist sogar gesagt worden , als wenn daS Staatsgrundgcsctz der
Bewilligung entgegenstände . Namentlich ist gesagt worden,
daß die Summe von 27,000 Thlrn . für das Budget nicht
begründet sei. Das Staalsgrundgesetz , welches im Art . 217.
sagt , daß der Staatshaushaltsbcdars mit Zustimmung des
Landtags festgesetzt werden solle , schreibt ferner vor , daß das
Bedürfniß der zu machenden Ausgaben im Voranschläge
nachgewiesen werden soll . Von der Staatsregierung ist die¬
ses Bedürfniß für das Militärbudget , und zwar bis zur
Summe eines Defizits von 296,000 Thlrn . angegeben . Der
Ausschuß hat diese auf 218,000 rcduzirt . Ich weiß nicht , ob
diese letzter » richtiger oder besser begründet sind , als die
296 .000 Thlr . , und ich glaube kaum , daß die Mehrheit der
Abgerdneten des Landtags ein Urtheil darüber haben wird,
ob gerade mit 218,MO Thlrn . de» Anforderungen hinsichtlich
deS Militärs genügt werden kann , oder ob dazu mehr , bis
zu 296,OM Thlrn . , erforderlich ist. Jedenfalls glaube ich
nicht , dass man verlangen kann , daß , wenn die Staatsregre-
rung daß Bedürfniß von 296,000 Thlrn . vorgelegt har , die¬
selbe dann die 27,MO Thlr . noch besonders begründen
müßte . Es ist dann ferner hcrvorgehoben , wir müßten auf
dem Rechtsbodcn bleiben , und nach dem Rechtsboden müß¬
ten wir entscheiden . Zch sehe hierzu keine Möglichkeit . Zch
weiß nicht , wie man jetzt auf den Rechtsbodcn zur Entschei¬
dung kommen will . Die gegenwärtige Hauptdiffercnz basirt
darauf , daß von der deutschen Eentralgewalt keine speziellen,
deutlichen und beiderseits anerkannten Vorschriften vorliegen,
wvrnach wir unser Militär formiren sollen . Wenigstens stehen
hier die Ansichten der Staatsregierung und der Majorität
deS Landes sich einander gegenüber . Unter diesen Verhält¬
nissen kann ich auch nicht finden , daß es unangemessen sein
könnte , wenn bei dieser mangelnden Entscheidung durch Rich¬

terspruch oder von der Eentralgewalt in dieser Hinsicht die
Staatsregierung und der Landtag hierüber sich vereinbaren
und dies auSglcichen . Zch halte dies für den einzig möglichen
Weg und kann ihn auch keineswegs für unangemessen halten.
Vom Abg . Barnstedt  ist hervorgehoben , als wenn daß
Staatsgrundgcsctz diesem entgrgenstünde und eben als wenn
wir mit der Bewilligung dieser 27,OM Thlr . das jStaats-
grunbgcsetz gewissermaßen beseitigten . Das begreife ich nicht.
Auch hob er hervor , daS Staatsgrundgesetz verspreche MiS
den Provinziallandtag und doch vermißte er die Garantien
für bas Zustandekommen desselben , die Garantie muß eben
im Slaatsgrundgcsetzc liegen und ich sehe nicht , wie man
daneben noch besondere Garantie gerade in diesem Augenblicke
fordern kann . Da ich nun eine Vereinbarung nicht nur für
angemessen , sondern auch für nothwendig halte , bin ich für
den Antrag der Minderheit Zedclius,  weil ich auch haupt¬
sächlich auf den Erfolg sehe , den die Bewilligung dieser
Summe haben wird . Es ist von mehreren Rednern schon
hcrvorgehoben , daß es keine Ersparniß herbciführen würde,
wenn wir die 27,000 Thlr . verweigerten , ich brauche daS
nicht zu wiederholen ; es ist ebenfalls die Wichtigkeit des Fi-
nanzgcsetzes schon auseinander gesetzt worden ; wie sehr wün-
schcnswcrtl ) die Provinziallandtage sind , ist allgemein aner¬
kannt und ich möchte Ihnen daher empfehlen , den Antrag
des Abg . Zedelius  anzunehmen . Hierbei möchte ich nur
noch Folgendes hervorgehoben . Wenn der Ausschußbericht
der Mehrheit gerade anführt , daß im Herzogthum Olden¬
burg die Tragung der Lasten um so schwerer falle , weil
dessen Steucrkräfte nicht gleichmäßig herbeigezogen sind , in¬
dem nämlich bis jetzt hauptsächlich nur die Grundeigenlhümer
zu den Steuern hinzugezvgcn werden , so muß ich bemerken,
daß die übrigen Stcuerkräste bis jetzt nicht haben zugezogen
werden können , weil wir keinen Provinziallandtag hatten
und ohne Provinziallandtag die Durchführung der Steuer-
rcgulirnng nach dem Art . 61 . des Staatsgrundgesetzes un¬
möglich ist. Nachdem die Sache schon vielfach besprochen
worden , habe ich bas Gesagte nur noch kurz Vorbringen
wollen , um meine Abstimmung zu motivircn.

Abg . v . Thünen : Meine Herren ! Wir stehen wieder in
der Stunde der Entscheidung , wo cs sich ausweisen will , ob
der Landtag vertagt oder ausgelöst wird . Zeder ist wohl be¬
fugt und berechtigt , sich über seine Abstimmung auszusprechen
und dieselbe zu motiviren . Zch habe dies auch nicht unter¬
lassen wollen . ES scheint , als wenn der Landtag wieder
durch die gegenwärtige Aufstellung einer Prinzipfrage , wie
früher in der preußischen Frage , so jetzt in der Kavallerie¬
frage sich untergraben werbe , und so zu nichts kommen
werde . Der eiserne Tritt der Geschichte ist über die Unions¬
frage hinweggegangen , er wird sehr bald auch über die Ka-
vallencfrage hinweggehen . Der ganze Kampf über die Unions¬
frage war ein müßiger , ebenso wird eS auch hier ein müßiger
sein . Zch habe früher beim Anfänge des Landtags mit mch-
rern Andern lebhaft dafür gekämpft , daß der Landtag in
seiner Adresse sich über Prinzipienfragen , die der vorige Land-
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tag ausgcsaßt hat und festhielt , aussprechen möge , damit
nicht dem Lande durch einen vergeblichen Landtag abermals
große Kosten erwachsen würden , damit das Ministerium wisse,
woran es sei und zurücktreten könne . Dagegen hat man uns
damals eingvwandl , wir wollen schaffen , wir wollen arbeiten,
nicht im Voraus über Prinzipien sprechen . Die Folge ist
nun , daß wir drei Monate tagen , daß das Land bereits
mehr als 20,000 Thlr . verwandt hat , und wir nun eben da
stehen , wo wir angefangen haben , daß dieselbe Prinzipien¬
frage eben setzt wieder da ist , daß wir also um gar nichts
weiter gekommen sind . Allerdings bin ich auch der Ansicht,
eS müssen gegenseitige Ansichten sein , das ist eben nur , wo¬
durch Geschichte gemacht wird , wodurch sie nur weiter ge¬
bracht wird . Mir ist jede aufrichtige Ueberzeugung , die mit
redlichen Waffen kämpft , gleich berechtigt . Welche Partei,
wenn man von Parteien spricht , Recht oder Unrecht hat , das
will und kann ich nicht sagen , sobald Jemand ehrlich ist von
seiner Partei , so hat er Recht . Ich glaube aber , daß unsere
Nachkommen wohl beide Parteien einer großen Sünde zeihen
werden , ich glaube , daß sie dann urtheilen werden : sie sind
in vielen Dingen kleinlich verfahren . Wir haben große Lachen
aüSführen wollen , die in der Thai nicht unsere waren , wir
haben uns als eine Großmacht gcrircn wollen und nun wol¬
len wir ein Parlament sein , wie in einem Weltstaate , Frank¬
reich und England ; aber was dorr am Platze ist , paßt nicht
für uns . Ich glaube , wir haben unfern , Interesse dadurch
sehr geschadet , wir können hier nicht ausmachen , waS nach
Außen entschieden wird , ich meine , wir müssen hier nicht
über Prinzipfragen streiten , worüber wir nicht entscheiden
können , worüber die Entscheidung jedenfalls uns vorauSge-
gangen ist. Wir haben eben zu beachten bei unfern Hand¬
lungen , bei unfern Beschließungen , die Frage über die Zweck¬
mäßigkeit , das Wohl unserer Mitbürger und die Ausbildung
des Volkes für die drohende Zukunft . Die Gerechtigkeit , die !
hier eben hineingezogen wird , ist , glaube ich, hier gerade die !
Zweckmäßigkeit und die Bestimmung des Staatsgrundgesetzes . >
Ueber beides ist schon hin und her so viel gesagt , daß ich i
darauf nicht weiter eingehen mag . Uebrigens ist ja die Rechts¬
frage und die Prinzipftage Vorbehalten . Es ist überall die !
Bewilligung nur mit diesem Vorbehalt geschehen , soweit sie ^
geschehen ist , und die Forderung einer weitern Bewilligung
ist wiederum nur geschehen mit Vorbehalt des Rechts und :
des Prinzips . Also handelt es sich hier jetzt nur noch um i
den Knicker , nicht um die Gerechtigkeit des Spieles . Die
Ausgaben für das Militär sind hoch , sic sind von allen
Seiten als zu hoch anerkannt , daS ist ja immer und immer
wieder anerkannt . Die Regierung mag unrecht haben , auf
einer so hohen Bewilligung zu bestehen , das ist eben , was
sie zu verantworten hat , waS sie wissen muß . Es ist aber
diese Frage ebenfalls nicht allein abhängig von unfern inncrn

'Verhältnissen , sondern sie wird bedingt von Außen . Ob und
wie weit daö jetzt der Fall ist, ob eine zwingende Nothwcndig - ^
keit dafür vorliege , vermag ich nicht zu beurtheilen , das meine j
ich , müssen wir dem gewissenhaften Erachten drS Ministe¬

riums überlassen . Das Ministerium hat aber erklärt , daß es
nach seiner Ueberzeugung von dieser Forderung nicht abgehen
kann und will ; also bleibt nur für uns die einzige Frage,
ob wir bewilligen können und wollen oder nicht.

Mir scheint nun hier , nachdem die Rechtsfrage nicht
mehr wesentlich ist , es allein doch nur auf die Summe an¬
zukommen , und man mag es Handel nennen , oder wie man
es will , meinetwegen nenne man es Handel , es kommt doch
immer nur darauf an , zunächst , ob wir für jetzt alle diese
Aussichten , die wir haben , und die unS das Staatsgrund¬
gesetz zugesichert hat , auf Berufung des Provinziallandtags
und auf Ausführung der bereits berathenen Gesetze , auf
fernere Ausführung des Organisationsgesetzes , der Mündlich¬
keit und Okffentlichkei 't im Gerichtsverfahren , Geschwornenge-
richke , der Ausführung des Art 8l . und alles dergleichen
mehr , ob wir das wieder in Frage , und vielleicht für immer
in Frage stellen wollen , oder ob wir unserer SeitS den Weg
anbahnen und betreten wollen , um das herbeizuführen . Das
ist für mich die Frage , und für mich bin ich überzeugt , wir
müssen diesen Weg betreten.

Was die Zukunft gewährt , das wissen wir nicht . Aber
das ist jedenfalls die Nothwcndig keit der Zukunft , daß daS
Volk sich vorberciten , sich ausbilden muß für die Zukunft und
wir müssen diese Institute schaffen und wir müssen sie
haben , um eben das Volk für die Zukunft reif zu machen.
Wir haben diese Kavalleriefragc nun so lange schon in meh¬
reren Landtagen gehabt , sic war erst , als die preußische Frage
noch bestand , eine Nebenprinzipftage , jetzt ist sie die Haupt¬
frage . Wäre sie nichr da , so würde wieder eine andere Frag«
zur Prinzipftage gemacht werden . Ich habe gegen die Er¬
richtung von Kavallerie gestimmt , weil ich damals glaubte,
die Errichtung würde nicht so dringend sein , man würde nicht
so sehr darauf bestehen , indeß die Kavallerie ist vom Land¬
tage bewilligt , der Landtag hat dazu die Mittel bewilligt —
die folgenden Landtage sagen wieder : sie soll nicht da sein —
das mag meinetwegen sein — die Kavallerie ist da und ist
eine vollendete Thaisache , und vollendete Thatsachen lassen
sich nicht so mit einem Federstriche und mit einem Worte weg¬
bringen . Die Kavallerie ist meines Wissens eine vollendete
Thatsache , und daß sie auch im Volke so angesehen wird,
das können Sic ja eben aus den Petitionen mit sehr zahl¬
reichen Unterschriften aus Jever und aus Wild es Hausen
ersehen . Ich habe viel Leute aus dem Lande gesprochen und
ich muß auch sagen , daß ich überzeugt bin , daß der Landtag,
wenn er die Bewilligung versagen würde , sehr wenig Zustim¬
mung im Lande haben wird . Ich kann nach diesem , was
ich gesagt habe und nach meiner Ueberzeugung für jetzt und
für die Zukunft nicht anders als für den Antrag des Abge¬
ordneten Zedelius  stimmen , und ich möchte endlich noch
auf das alte Sprüchwort verweisen : „der Vernünftige giebt
nach ."

Abg . Kaiser : M . H . , daß dem Lande durch die bis¬
herigen Beschlüsse des Landtags mehr Ausgaben , besonders
zu den Kosten des Militairö auferiegt sind , als ihm rechtlich
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hätten aufeilegt werden sollen , davon halte ich mich völlig
überzeugt , weil ich unmöglich glauben kann , daß die Bundes»
kriegs -Verfaffung jetzt unter den gegenwärtigen Umständen
noch genauer befolgt werden müsse , als vor dem Jahre 1848.
Die Staatsregierung ist aber anderer Ansicht . Sie verlangt
außer den vom Landtage bereits bewilligten Ausgaben zu
dem Militaübudget noch einen Supplementarkrcdil von 27000
Thlr . Falls nun diese 27000 Thlr . nicht bewilligt werden,
so hat der Landtag jetzt wiederum beinahe 16 Wochen ver¬
geblich gearbeitet und muß so unverrichteter Sache wieder
nach Hause gehen , ohne noch die Hoffnung haben zu können,
daß die 27000 Thlr . nicht doch ohne Bewilligung des Land¬
tags zur Ausgabe kommen werden . Dazu kommt noch , daß
unsere Verfassung in der größten Gefahr ist , umgestürzt zu
«erden . Wenn dagegen diese 27000 Thlr . bewilligt werden,
so habe ich freilich mehrseitig Äußerungen gehört , daß damit
noch keineswegs die Gewißheit vorliege , daß der Provinzial-
Landtag einberufcn , und dadurch etwas zu Stande gebracht
werde . Das sind aber Mutmaßungen und Befürchtungen,
die uns nicht abhalicn dürfen , doch wenigstens damit einen
Versuch zu machen , weil erst nach diesem Versuche sich Her¬
ausstellen wird , wie weit diele Befürchtungen gerechtfertigt
erscheinen . Daß übrigens an dem Ausbau unseres StaatL-
grundgesetzeS dem Lande sehr viel gelegen ist , daö wird nie.
wand bezweifeln und besonders an dem zu Stande kommen
eines Gesetzes , wonach die Abgaben gehörig vertheilt und
regulirt werden können . Dann an der Gemeindeordnung,
dem Schulgesetze und was dergleichen mehr ist. Daß auö
allem diesen aber nichts werden wird ohne die Bewilligung
der 27000 Thlr . , scheint vielmehr gewiß zu sein . Darum,
m. H . ! haben wir nur zwischen 2 Uebeln zu wählen , dazu
sind wir gezwungen , sonst würvc ich gewiß von beide keins
wählen ; aber unter Liesen Umstanden kann ich nicht anders,
wenn auch mir lehr betrübten Herzen , als für den Antrag
der 2 . Minderheit des Ausschusses stimmen , umsomehr da
bet Bewilligung dieser 27000 Thlr . die Rechte dem Lande
gewahrt bleiben.

Präsident : ES hat sich Niemand weiter zum Work
gemeldet , und ich erkläre die Diskussion für geschlossen . Es
haben noch beiderseits das Wort , wenn sie eS zu haben wün¬
schen , erstens der Berichterstatter der Minorität , Abg . Zebe¬
lins , und Lann der Berichterstatter der Majorität , Abg.
Bargmann.

Abg . Zedelius : Die wichtigen Gründe , welche meinem
Anträge das Wort reden , liegen klar vor . Sie sind zudem
von Mehreren der Herren umständlich dargelegt , einer nähern
Prüfung von ihrer Seite bedarf es nicht . Von den Gefah¬
ren , welche die Emstehrmg eines Zerwürfnisses mit der
Staatöregierung unserm Staatsgrundgesetze möglicherweise
drohen , sogar den Gesetzen , welche in Ausführung des Staats¬
grundgesetzes bereits erlassen sind , kann ich absehen . Diese
Gefahren liegen außerhalb meiner Berechnung . Die Gefah¬
ren , welche im Innern der Entwickelung unserer eigenen Ge¬
setze durch ein solches Zerwürfniß drohen , scheinen von mehre¬

ren Seilen anerkannt zu werden . Bald legt man von asten
Seiten großes Gewicht darauf — oder wenigstens von vielen
Seiten , daß wirklich der Proyinziak -Landtag berufen wird,
man zweifelt aber , ob diese Berufung — selbst wenn auch
jetzt im Sinne der Staatsregierung das Volum des Land¬
tags aussalle , — ob diese Berufung deö Provinzjal -LandtagK
wirklich erfolgen werde ; ich muß gestehen , dieser Zweis -List
mir völlig unklar . Bis hierzu hat die Unmöglichkeit Vorge¬
legen , einen Provinziallaridtag zu berufen , weil cS an einem
Finanzgesetz fehlt , durch welches die Zentrallastcn scsigkstestt
werden.

Ohne Feststellung der Zentrallastcn durch ein Finanz-
gcsetz konnte dem Provinziallandtagc kein Budget vvrgclegr
werden und cs scheint völlig unthunlich , den Provinzialland¬
tag zu berufen , ohne ihm das Budget verlegen zu können.
Wird jetzt ein Finanzgesetz zu Stande gebracht , so ist also
damit die Grundlage für das Provinzial -Budget in Bezie¬
hung auf den Antheil an den Zentralausgaben gegeben . Ich
begreif - nicht , wie es irgend zweifelhaft gefunden werden
könnte , daß die Berufung des Prvvinziallandtags eine staats-
grundgesctzliche Verpflichtung der Regierung sei. Meines
Erachtens würde Vas Staatsministerium das Siaatsgrund-
gesetz verletzen , wenn es sich , nachdem bas Finanzgesetz auf
dem allgemeinen Landtage sestgestellt worden , der Berufung
des Provinziallandlags langer entziehen wollte . Gegen die
Bewilligung der in Frage stehenden 27000 Thlr . ist von
mehreren Seiien eingewandt , der Landtag verlasse durch diese
Bewilligung den RechtSboden . Ich glaube das nicht . Ich
nehme an , daß die 27000 Thlr . allein oder größremheilS für
die Kavallerie werden verwandt werden sollen . Eben um
oeswillen nehme ich an , baß der Landtag den Rechtsbvden
nicht verläßt , weil er in Beziehung auf die schon bewilligten
600 -0 Thlr . und in Beziehung aus die hier geforderten
27000 Thlr . gerade ohne Rücksicht , daß sie für die Kavallerie
verwandt wcrven , auf keinem Rechtsboden sich befindet.

Der allgemeine Landtag hat 60000 Thlr . für die Ka¬
vallerie bewilligt unter Offenyaltung der Rechtsfrage . Neben
dieser ausdrücklichen Erklärung har der allgemeine Landtag
gleichzeitig erklärt , baß er die 60000 zu diesem Betrage um
deswillen bewillige , weil die dreifache Zahl an Infanterie
statt Kavallerie diese Summe ungefähr erfordern würde - Zu
diesem Maßstabe kann der Landtag nimmer gelangen , wenn
die Rechtsfrage in Beziehung auf die Kavallerie eine offene
sein wirb . Wenn die Rechtsfrage eine offene ist , kann es
sich nicht darum handeln , wieviel für die Kavallerie zu be¬
willigen sei , wenn dafür Infanterie zu stellen wäre . Mit
der Gewinnung dieses Maßftabes hat der Landtag die Rechts^
frage m seinem Sinne benutz entschieden , er hat erklärt , die
Rechtsfrage soll eine offene sein , kann aber den Maaßstah
nur gewinnen , wenn er die Folgerung zieht auö dem , was
rintrill , wenn die Rechtsfrage im Sinne deö Landtages ihre
Erledigung erhalten hat.

Die Ansicht , Laß mit der Bewilligung von 27000 Thlr.
der Landtag das Staatsgrundgesetz verletzte , oder einen Ver-
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stoß gegen Art . 217 unv 218 des Sraalsgrundgesetzeö begehe,

kann ich nicht theilen und bin ich ganz der Ansicht , die

schon der Herr Abg . Pancratz  ausgesprochen hat . Aus

daS Sprichwort : „ der Vernünftige giebt nach " kann rch die

geehrte Versammlung nicht verweisen , wie einer der Herrn
Vorredner gcthan hat . Die Siaatsregicrung erklärt die

27000 Thlr . für nothwcndig zur Bestreitung der Militair-

Ausgaben , der Landtag ist zweifelhaft oder rhcilr überall die

Ansicht über diese Nothwendigkeit . Dem Landtage drängt

sich nun die Frage auf : Zst es zweckmäßig unter den gegen¬

wärtigen Umständen , die 27000 Thlr . zu bewilligen oder nicht.

Mag ihre Nothwendigkeit mehr oder weniger bezweifelt wer¬

den können , diese Frage entscheidet der Landtag auö seiner

eigenen Mitte heraus , lediglich nach seiner lleberzeugung über
daö , was dem Lande frommt , was nicht ; weiter habe ich

Nichts zu sagen.

Berichterst . Dargmann : Ich halte dafür , daß der

Mehrheits -Antrag keiner weitern Rechtfertigung bedarf , als

ihm heute und in der Sitzung vom 13 . Febrauar dieses Jah¬

res bereits geworben ist — ich meine , keiner Rechtfertigung

der Staarsregierung gegenüber . Zch will aber nicht gesagt

haben , daß der frühere Beschluß dem Lande gegenüber keiner

Rechtfertigung bedarf . Mit einer solchen Rechtfertigung wird

eS allerdings nicht so leicht gehen , das muß ich gestehen.

Ich kann kurz sein und habe nicht viel zu sagen . Ich will

nur auf einige Einwürfe antworten . Der Abg . Heye  bat

gesagt , er habe Diele gesprochen aus dem Lande , die sich

für die Bewilligung der 27000 Thlr . ausgesprochen hätten.

Ich habe nicht Viele gesprochen , aber Einen , einen Wahl¬

mann und nicht blos einen Wablmann , sondern auch

einen mit Grundstücken angesessenen , der bei einem hohen

Census auch das Wahlrecht haben würde . Dieser sagte

mir ganz einfach , ich hätte nicht dafür stimmen können,

nämlich für die Bewilligung der 60,000 Thlr . Der Abg.

von Lhünen  sagt , der Landtag habe dem Lande bereits

20,OM Thlr . gekoster und es sei dafür nichts geschafft . Soll

das ein Vorwurf ' ein für den Landtag ? Ist der Landtag

blos da , um ja ! ja ! zu sagen ? Er sagt ferner , die Kaval¬

lerie sei eine vollendete Thatsache . Ader , m . H . , es ist ja

auch nach unserm früheren Beschlüsse nur eine Einschränkung

beantragt , und eine Einschränkung hat das Ministerium auch

gamacht . Warum kann eö nicht eine fernere Einschränkung

machen ? Wie paßt es hier , sich auf eine vollendete Lhal-

sache zu berufen ? Wenn aber die nachtheiligen Folgen der

Nichtbewllligung sich selbst auf die Gesetze äußern sollen , die

bereits erlassen sind,  warum soll der Landtag mit großer

Aufopferung das Finanzgesetz erkaufen , daS doch auf einem

ebenso unsichern Boden stehen würde ? ? Ich kann nach allem

diesem , wie auch im Bericht auSgebrückt ist , nur für den

MehrhcilSantrag stimmen und ich glaube nicht , daß ich noch

etwas weiter zu sagen nöthig habe.

Präsident : Der Abg . Klävemann  hat daS Wort

verlangt zu einer persönlichen Bemerkung , was ich ihm nach

Art . 38 . der Geschäftsordnung am Schluffe der Diskussion
rrtheile.

Abg . Klävemann : Vom Herrn Abg . Wibel  wurde

vorhin in feiner Rede gegen mich und meine Deduktion be¬

merkt , daß Lug und Trug hier im Saale geübt worden sei.

Zch meinerseits weiß es nicht , daß dieses geschehen ist . Ich

habe daS so bestimmt nicht bemerkt . Dem Herrn Abg . Wi¬

tz el mag eS indessen bewußt sein . Er behauplet eS ja . Wenn

aber der Herr Abg . Wibel  irgend Jemandem , ich weiß

nicht wem , einen Vorwurf damit hat machen wollen , so bin

ich der Meinung , daß daS eine Beschuldigung der Art ist,

wie man sie nicht Vorbringen sollte , ohne sie wenigstens zu¬

gleich zu erweisen und durch Beispiele zu belegen.

Präsident : Ich habe nicht gehört , daß der Abg . Wi¬

bel in Beziehung auf den Abg . Klävemann  von Lug

und Trug gesprochen hat . Hat er diese Worte überhaupt

gebraucht , so sind sie mir entweder entgangen , oder ich habe

sie objektiver aufgefaßt.

Abg . Wibel : Darf ich ums Wort bitten zu einer Er¬

klärung , die dem Abg . Klävemann  genügen wird?
(Der Präsident  erthcilt das Wort . )

Zch habe viel höher gestellte Leute damit gemeint , alS
der Abg . Klävemann  ist.

Mmisterialr . v . Berg : Dann hätte der Abg . Wibel

zur Ordnung gerufen werden müssen und darauf trage ich

an . — Das geht zu weit.
(Bewegung in der Versammlung . )

Zch trage darauf an , daß der Abg . Wibel  zur Ord¬

nung gerufen werde.
Abg . Wibel : Darf ich mir das Wort erbitten ? — Zch

habe von Ereignissen gesprochen , die von Männern geleiter

wurden , welche im Staatsdienst waren , lange vorher , ehe der

jetzige Ministerialr . v . Berg  im Skaalsdienste stand.

Präsident : Wenn die Worte so gefallen sind , was an¬

scheinend der Abg . Wibel  nicht teugner , wie sie der Abg.

Klävemann  angefuhrl hat , daß nämlich in diesem Saale

Lug und Trug geübt worden fei , so muß ich allerdings eine

solche Aeußerung , die ja der Abg . Wibel  nicht geleugnet,

als eine unangemessene  bezeichnen . — Wir stimmen jetzt

ab über diese Anträge des Ausschusses . Es ist . namentliche

Abstimmung beantragt . Ist der Antrag unterstützt ? — Zst

unterstützt . — ES liegen , nachdem der Abg . Niebour  l.

seinen Antrag zurückgezogen hat , nur die zwei Anträge vor,

der Antrag der Majorität des Ausschusses und der Antrag

der Minderheit Zedelius,  welcher mit dem Anträge der

Slaalsregierung übereinstimml . Der Ausschußanlrag lautet:

«Der Landtag wolle den von der StaalSregierung

gefoiderren Supplemenlarkredil von 27,OM Thalern

nicht bewilligen . "
Ich kann diesen Antrag zur Abstimmung bringen . Würbe

dieser Antrag angenommen , so zvärc der Antrag der Minori¬

tät damit abgelehnt . Würde dieser Antrag deS Ausschusses

abgelehnr , so wäre der Antrag des Abg . ZedeliuS  damit

angenommen.
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Abg . Zedelius : Würde nicht im Falle , daß der Mehr¬
heitsantrag nicht angenommen werden sollte , mein Antrag
zur Abstimmung kommen müssen?

Präsident : Ich habe mir das Verhältniß so gedacht,
daß die beiden Anträge im Gegensätze der Affirmative und
Negative stehen , der eine beantragt , daS Geld soll bewilligt
werden , der andere , cs soll nicht bewilligt werden . Wird der
Antrag auf Nichtbewilligung angenommen , so ist damit der
Antrag auf Bewilligung verworfen und umgekehrt angenom¬
men ; die Verneinung der Verneinung ist eine Bejahung.
Zch bringe also den Antrag des Ausschusses:

„Der Landtag wolle den von der Staatsregierung
geforderten Supplementarkredit von 27,000 Thlr . nicht
bewilligen"

zur Abstimmung und bitte die Herren , die den Antrag der
Mehrheit des Ausschusses annehmcn wollen , »ja " zu antwor¬
ten , die übrigen «nein " .

(Es antworten mit „ Ja " die Abgg . :
Niebour  l . und II . , Püscheiberger , Schmedes,

Sprenger , Strahl , Struthofs , Tappenbeck , Veek,
Wibel , Millers , Bargmann , Barnsiedr , Böckel,
Crvne , Drost , Georg , Gräpel , Hardt , Janßen I -,
Jvens , Kasten, Kitz,  mit der Motivirung : „ weil ich den
Beschluß der Zentralgewalt von 1848 nicht mehr anerkenne " ,
Lehmkuhl , Lücken , Lindemann und Mölling.

Mit „ Nein " antworten die Abgg . :
Nieberding , Pancratz , Rösener , v . Thünen,

Zedelius , Boche , Bucholtz , Bulling , Dannen¬
berg , Ellerhot st, Ferneding , Fischer , Heye,Hüner,
Huesmann , Janßen  ll . , Kaiser und Klävemann . )

Der Antrag der Mehrheit des Ausschusses ist mit 27 ge¬
gen 18 Glimmen angenommen . Damit ist die Berathung
über das Budget beendigt , und ich werde nunmehr der Re¬
gierung die Beschlüsse dcö Landtags über das Budget mit - ,
zutheilen haben.

Ministenal -Rath v . Berg : Ich habe dem allgemeinen
Landtage eine landesherrliche Verordnung mitzutheilcn:

Wir re. rc.

verordnen hiedurch wie folgt:
Der mittelst Verordnung vom 19 . Oktober 1850 beru¬

fene allgemeine Landtag des Großherzogthums wird hiedurch
vertagt , und behalten wir unS vor,  denselben innerhalb der
Art . 170 . des Staatsgrundgesetzcs festgesetzten Frist jederzeit
wieder einzuberusen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift und
beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg den 4 . April 1851.
(U . 8 .) August,

v . Buttel , v . Eisendecher . Römer . Krell , v . Berg.
v. Grün.

(Mehre Abg . : Zch bitte um ' s Wort .)
Hier ist die landesherrliche Verordnung!

(Alle Minister verlassen den Saal . )
Präsident : Meine Herren ! Es hat zunächst Niemand

das Wort , als ich, der Präsident . Es ist bekanntlich , m . H .,
eine bestrittene und zweifelhafte Frage , ob die Staatsregie¬
rung das Recht habe , diese wiederholte Vertagung auszu¬
sprechen , eine Frage , die , wie der Versammlung bekannt,
vielfach erörtert worden ist . Ich werde aber nichtsdestoweni¬
ger die Sitzung heute schließen . Ich will nicht die Eventua¬
litäten Hervorrufen und heraufbeschwören und auf meine Ver¬
antwortlichkeit nehmen , die eintreten könnten , wenn ich die
Sitzung nicht schlöffe und die unsere Sache nur trüben würden,

(Wibel:  Ich lege Berufung an die Versammlung hier¬
gegen ein . )

worin es sich jetzt nur handelt um die Rechtsbasis der Be¬
schlüsse der Cen :ra !gewalt von 1818 , die zwischen uns und
der Staatsregierung bestritten ist.

Als auf dem vorigen Landtage —
(Abg . Zedelius  ruft : „ Schluß ! " Rufen : „ wenn der

Präsident  redet , wird kein Schluß begehrt !" Präsident
zum Ab 'g. Zedelius  gewendet : „ Sie haben nicht bas Wort !"
stürmische Bewegung in der Versammlung . Abg . Zedelius:
„Ich habe hier in diesem Saale nichts mehr zu schaffen ! "
Einige Abgg . verlassen den Saal .)

Als am vorigen Landtage die Vertagung erfolgte zur
selben Zeit , als eine Ministeranklage auf der Tagesordnung
stand , war ich betroffen und von diesem Zweifel an der
Befugniß der Staatsregierung so erfüllt , daß ich die weitere
Bemerkung des Hrn . Reg . - Komm . , die damals so vielen
Anstoß erregte bei der Versammlung

(Bravo in der Versammlung)
überhörte . Nichtsdestoweniger habe ich aber die Sitzung ge¬
schlossen , selbst auf die Gefahr hin , daß ich von Seiten der
Versammlung mit Vorwürfen darüber bestürmt werden dürfte;
indessen diese Vorwürfe sind mir nicht geworden . — Soviel
zur Rechtfertigung meines jetzigen Verfahrens gegenüber der
Versammlung . Der Staatsregierung gegenüber aber kann
ich die Sitznng nicht schließen , ohne zu erklären , daß die
Versammlung damit das zweifelhafte Recht derselben zu die¬
ser Vertagung noch nicht anerkennt , sondern , daß ich im
Namen der Versammlung , dem jetzigen Landtage und - der
künftigen Volksvertretung , ihre staatsgrundgesetzlichen Rechte
in dieser Beziehung hiermit feierlichst verwahre.

(Vielstimmiges Bravo in der Versammlung — Mehrsei¬
tiges Rufen : „ ich bitte um daS Wort ." )

Zch kann Niemanden mehr das Wort geben , ich schließe
hierdurch die Sitzung.

Die Sitzung ist geschlossen. (Stürmischer Beifall .)
(Schluß der Sitzung nach Uhr .)

Namens der Redactions - Commission:
Böckel.

42 .
Schnellpressendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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